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Guantanamo Erlaß

Und willst du nicht mein Bruder sein,

fahr ich dich in Guantana ein.

Behelfs des frisch unterschriebenen Erlasses, unter anderem begründet
mit den Ereignissen vom 11. September 2001, das von seinem Vorgänger
Barack Obama sukzessiv verkleinerte und in Frage gestellte Folter- und
Übergriffsgefängnis Guantanamo Bay auf Kuba aufrecht zu erhalten,
bekennt sich der seit einem Jahr im Amt befindliche Donald Trump zu
dem auf Atombombenüberlegenheit und technisch-militärische
Bevorteilung gestützten Anspruch der Vereinigten Staaten von Amerika,
fortgesetzt dem Rest der Welt seinen Willen gegebenenfalls aufzwingen
zu können.

Mit seiner "America First"-Kampagne hat Donald Trump zu diesem Thema,
verknüpft mit seinem rauschenden Wahlerfolg, sein erstes und
sinnträchtigstes Eisen eingeschlagen und damit begonnen, die Karten
neu zu mischen in einem uralten Spiel. In einem Spiel, dessen einzige
Regeln es begünstigen, unter anderem den Eindruck aufrecht zu
erhalten, es gäbe andere nennenswerte Gefahren für die Vermögenden,
die Herrschenden und die Nutznießer der allgemein durch Gewalt und
Raub zusammengetragenen und künstlich legalisierten Besitzverhältnisse
sowie für den Staat und die Gesellschaft als diejenigen, durch den
Zorn und das Aufbegehren von den auf diese Weise bestohlenen und
geknechteten Mehrheiten plötzlich oder auch nach und nach vom Thron
gefegt zu werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. Februar 2018
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





ASIEN/753: US-Präsident entdeckt die Menschenrechte in seinem Ringen mit Nordkorea 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Februar 2018

Trump empfängt Nordkorea-Flüchtlinge im Weißen Haus

Flüchtlinge aus Nordkorea brauchen mehr Aufmerksamkeit und Schutz



Göttingen, den 3. Februar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat mehr Aufmerksamkeit für Menschenrechtsverletzungen in Nordkorea
und für die schwierige Lage der Nordkorea-Flüchtlinge gefordert. 
US-Präsident Donald Trump hatte gestern Abend viel Aufsehen erregt, als er
eine Gruppe von acht Nordkorea-Flüchtlingen im Weißen Haus empfing.
"Nordkoreas Flüchtlinge brauchen mehr Hilfe und Aufmerksamkeit. Sie fliehen
vor willkürlicher Verhaftung, religiöser Verfolgung, Arbeitslagern und
Bevormundung. Doch oft wird ihnen Schutz verwehrt", erklärte GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Samstag in Göttingen.

Nachdrücklich warnte die GfbV aber vor einer Instrumentalisierung der
Menschenrechte in Trumps Machtkampf mit Nordkoreas Diktator Kim Jong-Un.
"China dürfte nach dem Trump-Empfang noch weniger bereit sein, Flüchtenden
aus Nordkorea Schutz zu gewähren. Denn Nordkoreas Verbündeter muss
fürchten, dass Trump nun auch die Menschenrechtsfrage nutzt, um einen
Regimewechsel in Nordkorea zu erzwingen."

Präsident Trump war bereits in seiner Ansprache zur Lage der Nation am
Donnerstag auf die dramatische Lage in Nordkorea eingegangen. Bei der viel
beachteten Rede waren auch Flüchtlinge aus dem diktatorisch regierten Staat
und die Mutter des US-Studenten Otto Warmbier zugegen, der an den Folgen
schwerer Folter in Nordkorea starb. Zuletzt waren unter US-Präsident George
Bush Nordkorea-Flüchtlinge im Weißen Haus empfangen worden. Präsident Obama
hatte von einem Treffen abgesehen, um China nicht zu brüskieren.

Obwohl China die Genfer Flüchtlingskonvention ratifiziert hat, verweigert
es Flüchtenden aus Nordkorea die Aufnahme, da sie vermeintlich nur aus
wirtschaftlichen Gründen fliehen würden. Doch in Nordkorea werden alle
grundlegenden Bürgerrechte verletzt und die Vereinten Nationen werfen dem
Staat Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor. Eine legale Ausreise ist für
Opfer von Menschenrechtsverletzungen nicht möglich. Illegale
"Republikflucht" wird mit Folter, Arbeitslager, Gefängnis und sozialer
Ausgrenzung geahndet.

"Wir verfolgen mit großer Sorge, dass China Schutzsuchenden aus Nordkorea
die Zuflucht verweigert und sie trotz Gefahr für Leib und Leben in ihre
Heimat abschiebt", sagte Delius. Mehr als 100 Nordkoreaner wurden so in den
letzten Monaten gewaltsam aus China repatriiert. Die Zahl der Flüchtlinge
war im Jahr 2017 zurückgegangen, weil Nordkorea seine Grenzen noch stärker
schützt. Auch spioniert das Land systematisch die im Ausland lebenden
Flüchtlinge aus. Vor wenigen Tagen war bekannt geworden, dass Flüchtlinge
mit Viren infizierte Mails von Hackern zugesandt bekamen, um ihre
Aktivitäten auszuspähen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/870: Kriegerin für Gerechtigkeit (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 892

Kriegerin für Gerechtigkeit

Erica Garner, die Tochter des von US-Polizisten

ermordeten Eric Garner, starb an gebrochenem Herzen

von Mumia Abu-Jamal, Januar 2018



Irgendwie kam einem der Name bekannt vor, als er kürzlich über die 
US-Nachrichtenkanäle lief: Erica Garner ... Erica Garner? Ihr Name und die
Person, deren Tod gemeldet wurde, erschloss sich einem erst durch den Namen
ihres »gefallenen« Vaters; gefallen im Krieg der Polizei gegen die schwarze
Bevölkerung: Eric Garner.

Eric Garner war von Polizisten attackiert worden, weil er auf einer Straße
in Staten Island, New York, »Lucys« verkaufte, einzelne Zigaretten, die an
Kiosken oder auf der Straße von fliegenden Händlern angeboten werden. Der
Cop nahm Garner in den Schwitzkasten, ein nach den Polizeivorschriften
verbotener Griff, der seit dem Vorfall »Todesschwitzkasten« genannt wird.

Seine Tochter Erica Garner nahm nach dem Tod ihres Vaters den Kampf für
Gerechtigkeit auf. Ihre Mutter Esaw nannte sie seitdem liebevoll ihre
»Kriegerin«.

Eric Garner wurde von einem bewaffneten Erfüllungsgehilfen der Staatsgewalt
ermordet. Die Videoaufnahme, die im Juli 2014 nach dem tödlichen Angriff
auf ihn im Internet kursierte, ist so erschreckend wie aufschlussreich. Man
sieht und hört, wie ein Afroamerikaner von großer Gestalt die ihn
umringenden Polizisten fragt, warum sie ihn belästigen. Wie Schmeißfliegen
an ihrem Fraß, so kleben die Cops an dem harmlosen Straßenverkäufer und
bedrängen ihn, als sie ihn durchsuchen wollen. Er ist sichtlich genervt,
beschwert sich über die dauernden Kontrollen und Festnahmen, wie er sagt,
bleibt jedoch ruhig. Er macht nur vorsichtig einen Schritt zurück, hat ein
Schaufenster im Rücken und fragt wieder und wieder, warum sie ihn nicht in
Ruhe lassen können.

Plötzlich drängt sich der kleinste aus dem uniformierten Greiftruppe nach
vorn, der für sein rassistisches Verhalten bekannte Beamte Daniel Pantaleo.
Er stürzt sich auf Garner, reißt ihn mit Hilfe seiner Kollegen zu Boden und
legt seine Arme mit der Gewalt eines Schraubstocks um den Hals seines
Opfers. Eric Garner versucht noch mit heiserer Stimme etwas zu sagen,
schafft es aber nur noch, mehrfach seinen letzten Satz hervorzupressen:
»Ich krieg' keine Luft mehr! Ich krieg' keine Luft mehr!« Dann bleibt er
regungslos liegen.

Erica kämpfte jahrelang verbissen darum, dass ihrem Vater Gerechtigkeit
widerfahren möge, und schloss sich der Bewegung »Black Lives Matter« an.
Wie ihre Mutter und drei Geschwister musste sie es ertragen, dass gegen
Pantaleo zwar im September 2014 ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde,
die Geschworenen einer Grand Jury in der Voruntersuchung des Todesfalles
jedoch zu dem Schluss kamen, es gebe »keinen begründeten Anlass für die
Erhebung einer Anklage«. Angeklagt und bestraft wurde hingegen Ramsey Orta,
der den Tod Garners als zufällig hinzugekommener Zeuge gefilmt und die
Aufnahmen veröffentlicht hatte.

Schon seit einiger Zeit litt Erica Garner zunehmend an Herzproblemen und
Asthma; auch sie bekam häufig »keine Luft mehr«. Dann setzte plötzlich ihr
Herz ganz aus, und sie fiel ins Koma. Bald darauf trat Erica Garner, 27
Jahre jung, ihren letzten Gang an, um sich auf ewig in die Arme ihres
geliebten Vaters zu begeben. Offiziell hieß es, sie sei einem »Herzanfall«
erlegen. Mir scheint es indes eher zutreffend zu sagen, dass sie an einem
gebrochenen Herzen gestorben ist.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 18 vom 22. Januar 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INTERVIEW/170: Naturbegriffe - Fehlverteilung mitverklagt ...     David Dene im Gespräch (SB)


Der internationale Aktivist David Frederick Dene lebt im EcoVillage Los Molinos,
das an der Quelle des Flusses Del Rio Agua in der südspanischen Provinz Almeria
liegt. Das selbstverwaltete und auf relative Autarkie zielende Dorf ist nicht an
die öffentliche Elektrizitäts- und Wasserversorgung angeschlossen. Der
notwendige Strom wird mit Solarzellen erzeugt, und Quellwasser wird in einem
großen unterirdischen Gewölbe gesammelt. Doch nicht nur die Existenz dieser
Gemeinschaft sozialökologischer AktivistInnen ist durch den Wassermangel
bedroht, sondern in der ganzen Region herrscht Notstand bei der
Wasserversorgung. Dene kämpft seit 2014 gegen die Wasserknappheit in dieser
landwirtschaftlich intensiv bewirtschafteten Region Andalusiens und hat dazu die
Kampagne Ecocide el Rio de Aguas ins Leben gerufen. In der arte Dokumentation
"Kampf ums Wasser: Olivenanbau extrem in Andalusien" [1] klärt der Aktivist über
das Problem auf, das er vor dem International Rights of Nature Tribunal am 7.
November 2017 präsentierte und detailliert beschrieb[2]. Das Tribunal bewertet
den Fall des Wassermangels in Almeria als Verstoß gegen die Rechte von Mutter
Erde. Am Rande beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen, die in die
Problematik einführen.
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David Frederick Dene

Foto: © 2017 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Herr Dene, was ist die Hauptursache für den Wassermangel in
der Provinz Almeria? 

David Dene (DD): Das Wasser wird überausgebeutet. Unser Aquifer, von dem wir
abhängen, wird von agroindustriellen Akteuren angezapft, die sechs Millionen
Olivenbäume in der Region bewirtschaften.

Schattenblick (SB): Als große KonsumentInnen in Spanien produzierter Feldfrüchte
verbrauchen wir natürlich auch hierzulande viel spanisches Wasser.

David Dene (DD): Ganz bestimmt sogar. In unserer Region werden etwa 30.000
Hektar als sogenannte Plasticos bewirtschaftet, also mit Plastikplanen, die die
Funktion von Gewächshäusern haben, bedeckte Felder.

SB: Wieviel virtuelles Wasser befindet sich in einem Liter Olivenöl respektive
einem Kilo Oliven?

DD: Ich kann Ihnen nicht die genaue Zahl sagen, aber ich weiß, daß sechs
Millionen Olivenbäume täglich 60.000 Tonnen Wasser verbrauchen. 

SB: Warum ist es für Spanien so wichtig, eine derartig intensiv wirtschaftende
Agroindustrie zu unterhalten?

DD: Es ist wichtig für die Provinz Almeria. Traditionell war es eine der ärmsten
Provinzen Spaniens, und es ist die einzige semiaride Zone in Westeuropa. An
manchen Stellen ist das Klima sogar arid, wie etwa in der Wüste Tabernas. Man
kann die Landschaft in Western sehen. So wurde The Good, The Bad and The Ugly
mit Clint Eastwood dort gedreht.

In den 1970er Jahren begann das Franco-Regime mit einem Testgelände von 200
Hektar, bei dem die Plasticos verwendet wurden. Ich glaube, daß diese
Technologie aus Israel kam. Das Gebiet dehnte sich immer mehr aus, jetzt haben
wir 30.000 Hektar, und viele Aquifere in der Provinz Almeria werden übermäßig
angezapft. Wir haben insgesamt ein Defizit von 151 Kubikhektometern bei 100
Kubikhektometern Reserven in allen Aquiferen. Für eine Ernte superintensiv
angebauter Oliven werden sechs Millionen Bäume bewässert, dazu bedarf es 27
Kubikhektometer. Der Mangel ist akut.

Wir sind von einer Katastrophe bedroht, die Situation ist sehr kritisch. Hinter
uns steht die Universität Almeria mit Professor Jose Maria Calaforra. Er schlug
2014 Alarm mit der Ankündigung auf einem lokalen Fernsehsender, daß diese
Olivenbäume das Ende des einzigen ganzjährig Wasser führenden Flusses in
Almeria, El Rio de Aguas, also "Fluß des Wassers", bedeuten.

Der Fluß ist für Almeria unverzichtbar. Er ist die Lebensgrundlage für
einzigartige, nur dort vorkommende Tier- und Pflanzenarten. Er trocknet bereits
aus, doch wenn wir seine Nutzung fortsetzen, wird er vollständig trockenfallen.
Es gibt Bereiche im Fluß, die noch niemals ohne Wasser waren, doch jetzt trocken
sind. Meiner Ansicht nach haben wir noch ein Jahr, bevor ein unumkehrbarer
Ökozid stattfindet, ein Verfall der Ökologie der ganzen Region, weil die Kette
des Lebens unterbrochen wurde.

SB: Inwiefern unterstützt die EU die Landwirtschaft der Region beziehungsweise
reguliert sie?

DD: Die EU hat Geld für die Agenda 21 gegeben, mit der nachhaltige
Landwirtschaft gefördert wird. Offensichtlich bestehen, wissentlich oder nicht,
große Mißverständnisse zwischen der Europäischen Union und den für die Common
Agricultural Policy (CAP) in Andalusien zuständigen Ministern. Wir hatten
Gelegenheit, uns direkt in die laufenden politischen Prozesse einzubringen. Ich
begann, Nachforschungen zu diesen Subventionen anzustellen, doch das wurde
abgeblockt. Jose Maria Calaforra hat ebenfalls versucht, an Informationen
heranzukommen. Der Präsident der Ecologists of the Mediterranean Group (Grupo
Ecologista Mediterraneo) versuchte ebenfalls, etwas darüber herauszufinden, und
es kam absolut nichts dabei heraus. Unsere Bemühungen führten in eine Sackgasse,
und das, obwohl eine Katastrophe stattfindet. Diese Subventionspolitik bringt
Tod und Zerstörung hervor.

SB: Inwiefern spielt die Ausbeutung unterbezahlter migrantischer Arbeit in
dieser Entwicklung eine Rolle?

DD: Beim Anbau von Gemüse trifft das zu, dort erhalten einige Menschen einen
Lohn von nur drei oder vier Euro die Stunde. Wir sprechen von Schwarzarbeit, weil
keine Arbeitsverträge abgeschlossen werden. Es gibt neue Arbeitsrichtlinien,
nach denen schon für eine Stunde Arbeit ein Vertragsverhältnis eingegangen wird.
Das bedeutet, eine Stunde wird gesetzeskonform gearbeitet, die folgenden acht
Stunden werden weit geringer mit Schwarzgeld entlohnt. 

SB: Würde diese Art von Landwirtschaft noch Ertrag bringen, wenn es einen
regulären Mindestlohn gibt und dieser auch bezahlt würde?

DD: Dieses "wenn" trifft für Almeria nicht wirklich zu. Nein, denn Marokko
produziert nun große Mengen Früchte und Gemüse. Sie haben mehr Wasser und werden
von der EU wie den USA unterstützt. Es ist eine wirklich schwierige Situation in
Almeria.

SB: Sie erwähnten eine Demonstration letzte Woche in Almeria. Wie ist der Grad
der Mobilisierung?

DD: Es bewegt sich etwas. Ich bin seit 2014 auf diesem Feld aktiv, und es war
anfangs, als ob man große Steine den Berg hochschiebt. Wir sind vermutlich auf
dem Gipfel angekommen, jetzt fangen die Steine an, von selbst ins Tal zu rollen.
Immer mehr Menschen in der Hauptstadt Almeria fangen an zu verstehen. Auf dem
Land sind die Brunnen der Menschen trocken, die Dörfer verwaisen, es gibt keine
Möglichkeit zu leben, weil es kein Wasser gibt. Es ist so schlimm, wie es sich
anhört, es ist wirklich eine besorgniserregende Situation. In den Worten des
Präsidenten der Ecologists of the Mediterranean Group stehen wir aufgrund der
Überausbeutung der Wasserressourcen kurz vor dem Ende aller sozialen und
wirtschaftlichen Aktivitäten in der Region. Das erzeugt Bedingungen wie in der
Wüste, und wo kein Wasser ist, ist kein Leben. Menschen können nicht überleben,
die Natur kann nicht überleben, nichts kann überleben.

SB: Herr Dene, vielen Dank für diese eindrücklichen Worte zur Situation in
Almeria.
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Erschreckendes über den Wassernotstand in Almeria aus erster Hand

Foto: © 2017 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] https://www.youtube.com/watch?v=u7KVKnVRROU

[2] https://drive.google.com/file/d/1sr8dQ2wR_m4bszW9j7_WEcsMGjBxJRd2/view
Ende Spaltenformat



Bisher im Schattenblick unter BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT
zum International Rights of Nature Tribunal in Bonn erschienen:

BERICHT/110: Naturbegriffe - rechen-, teil- und handelbar ... (SB)

BERICHT/109: Naturbegriffe - Lebensrecht und eine neue Welt ... (SB)

BERICHT/108: Naturbegriffe - blutige Verschiebespiele ... (SB)

BERICHT/107: Naturbegriffe - die immer gleichen Absichten ... (SB)

BERICHT/106: Naturbegriffe - unzureichend im Blick ... (SB)

BERICHT/105: Naturbegriffe - im Kreisverkehr ... (SB)

INTERVIEW/169: Naturbegriffe - Fluchten ...     Ute Koczy im Gespräch (SB)

INTERVIEW/168: Naturbegriffe - Fundamentaler Widerstand ...     Kandi Mossett im Gespräch (SB)

INTERVIEW/167: Naturbegriffe - Universalitätsargumente ...     Linda Sheehan im Gespräch (SB)


4. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8177: Und morgen, den 5. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.02.2018 bis zum 06.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8177 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Der Himmel zeigt sich heute,

die Wolken fahren quer;

zu kalt für viele Leute,

für Jean-Luc sogar sehr.
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6560: Eine halbe Million Metallarbeiter beteiligen sich an Streiks


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Eine halbe Million Metallarbeiter beteiligen sich an Streiks

Von unseren Reportern

3. Februar 2018



Am Freitag fanden die ganztägigen Warnstreiks in der Metall- und
Elektroindustrie ihren vorläufigen Höhepunkt. Nach Angaben der IG Metall
standen in 97 Betrieben mit rund 304.000 Beschäftigten die Bänder still.
Insgesamt hatten sich seit Mittwoch somit mehr als 500.000 Arbeiter an den
24-Stunden-Streiks beteiligt.

Sowohl in Bayern als auch in Baden-Württemberg wurde am Freitag die gesamte
Autoindustrie bestreikt, so dass kein einziges Auto vom Band lief. An der
Küste gingen Arbeiter auf zahlreichen Werften sowie in den Airbus-Werken in
Hamburg, Bremen und Niedersachsen in den Ausstand. Zudem legten gestern
mehr als 56.000 Beschäftigte der Volkswagen-Standorte Wolfsburg,
Salzgitter, Braunschweig, Kassel, Emden und Hannover für eine Verbesserung
des Haustarifs zeitweise die Arbeit nieder.

Die Streikbereitschaft der Belegschaften ist enorm. Die IG Metall hatte die
Abstimmungen auf knapp 280 ausgewählte Betriebe beschränkt, doch überall
erreichte die Zustimmung Werte von 95 bis 100 Prozent. Arbeiter wehren sich
gegen Jahre des Lohnverzichts und der wachsenden Arbeitshetze, die den
Managern und Aktionären Milliarden eingebracht haben. So meldete der
Daimler-Konzern am 1. Februar Rekordergebnisse bei Absatz, Umsatz und
Konzernergebnis. Allein den Aktionären wurden Dividenden von bis zu vier
Milliarden Euro in Aussicht gestellt.

Doch die IG Metall hat längst einen Deal mit den Unternehmern ausgehandelt.
Am Freitag erklärte Gewerkschaftschef Jörg Hofmann: "Jetzt ist es an den
Arbeitgebern, dieses Signal zu verstehen und eine deutliche Schippe drauf
zu legen. Wenn die Arbeitgeber diese Bereitschaft zeigen, können die
Verhandlungen am Montag fortgesetzt werden." Einem Bericht der
Stuttgarter Nachrichten zufolge haben sich Gewerkschaften und
Arbeitgeber bereits darauf geeinigt, am Montag von 11 Uhr an
weiterzuverhandeln, um den Pilotvertrag für Baden-Württemberg rasch zum
Abschluss zu bringen. "Hinter den Kulissen ist der Gesprächsfaden ohnehin
nie abgerissen", schreibt die Zeitung.

Die IG Metall hat die Streiks ausgerufen, um die Wut unter den
Belegschaften unter Kontrolle zu halten. Gerade angesichts der
Sozialangriffe und der Aufrüstung durch die geplante Große Koalition
erwarten sie heftigen Widerstand.

Dass die Gewerkschaften die Große Koalition und ihr rechtes Programm
vollständig unterstützen, haben sie zuletzt auf dem jüngsten
Gewerkschaftsrat zum Ausdruck gebracht. Einem Bericht des Spiegel
zufolge übten verschiedene Gewerkschaftsvertreter Druck auf den 
SPD-Vorsitzenden Martin Schulz aus, damit dieser Sigmar Gabriel als
Außenminister behält. Gabriel hat in den letzten Monaten wie kaum ein
Zweiter die Rückkehr Deutschlands zu einer aggressiven Außen- und
Großmachtpolitik vorangetrieben und unter anderem gefordert, dass
Deutschland in der Weltarena wieder als "Fleischfresser" auftreten müsse.

Die IG Metall unterstützt die militaristische und arbeiterfeindliche
Politik der Großen Koalition und setzt alles daran, die Streiks zu
vereinzeln und Arbeiter zu demobilisieren. Sie trennt die Streiks
systematisch voneinander und verhindert, dass es zu größeren gemeinsamen
Streikaktionen oder Demonstrationen kommt. An den Streikposten und auf den
zahllosen Mini-Kundgebungen vor den Werkstoren trifft man fast
ausschließlich auf Gewerkschaftsfunktionäre und Betriebsräte.

In Leipzig hatte die IG Metall die Registrierung für die Streikenden extra
weg von den Streikposten in die Halle 4 des Messegeländes verlegt, die
eigens angemietet wurde. Dort kamen am Donnerstag über den Tag verteilt die
Beschäftigten des Porsche-Werks und völlig getrennt davon am Tag darauf die
Arbeiter des BMW-Werks. Das Bild erinnerte eher an Postämter der 1980er
Jahre als an einen Streik.

Dilakshan, der im Daimler Achsenwerk Mettingen arbeitet, ist der
Überzeugung, dass die Arbeiter nicht zu den Streikposten kommen, weil sie
wissen, dass diese von den verhassten Gewerkschaftsfunktionären und
Betriebsräten dominiert werden. Den Gewerkschaftsmitgliedern sei gesagt
worden, dass sie nicht zum Streikposten müssten, um Streikgeld zu erhalten,
so Dilakshan.

Auch Luigi, ein Arbeiter im Mercedes-Werk in Sindelfingen, ist sich sicher,
dass Arbeiter zwar streiken wollen, aber kein Interesse an den hohlen
Trillerpfeifenprotesten der Gewerkschaft hätten. "Arbeiter wissen, dass die
IG Metall nicht für sechs Prozent mehr Lohn und eine 28 Stundenwoche
streikt. Ein fauler Kompromiss liegt längst in der Schublade. Das ist der
reine Schwindel und Betrug."

Tatsächlich zeigt sich bei den wenigen einfachen Arbeitern, die sich an den
Streikposten und auf den Kundgebungen einfinden, klare Skepsis gegenüber
den Gewerkschaften und Feindschaft gegenüber der Großen Koalition.

Bei der Kundgebung am Stammwerk von Bosch in Stuttgart-Feuerbach sprechen
wir mit Peter, der vor vierzig Jahren als Lehrling in dem Werk angefangen
hat. "Ich habe viele solche Verhandlungen gesehen", sagt er. Die IG Metall
müsste eigentlich aggressiver auftreten, aber er glaube angesichts
vergangener Erfahrungen nicht daran. "Die Rolle der Gewerkschaften ist es
letztendlich, Ruhe in die Fabriken zu bringen und die Produktion
abzusichern."

Den Plan einer erneuten Großen Koalition bezeichnet Peter als Schande.
Schon die letzte Regierung habe die Einreise von Flüchtlingen
eingeschränkt. Nun wolle sie die Grenzen vollständig dicht machen, während
sie gleichzeitig für immer neue Gründe für die Flucht von Millionen sorge.
"Man kann im Fernsehen die Bilder der zerbombten Städte sehen. Und
Deutschland liefert in die ganze Welt weiter Waffen und sorgt für weitere
Zerstörung."

Am Streikposten des Berliner BMW-Werks erklärt sich ein junger Arbeiter der
Stammbelegschaft solidarisch mit den vielen Leiharbeitern, die dank der
Gewerkschaften sehr viel weniger Lohn erhalten und von den gegenwärtigen
Tarifforderungen nicht betroffen sind: "Ich finde, dass die Forderung der
Gewerkschaft die Lage der Leiharbeiter nicht ausreichend berücksichtigt.
Wir haben so viele Leiharbeiter hier bei BMW, deren Arbeitsplatz unsicher
ist. Die sind hier auf der Kundgebung kaum vertreten."

Auf die Koalitionsregierung angesprochen sagte er: "Die SPD ist schon lange
keine Arbeiterpartei mehr. Sie hat nichts mehr mit uns zu tun. Weil die IG
Metall Führung in der Mehrheit auch in der SPD organisiert ist, kann man da
nicht erwarten, dass sie den Streik ausweitet." Die internationale
Perspektive der SGP beeindruckt ihn: "Es ist logisch, dass wir uns
eigentlich bei internationalen Konzernen auch als Belegschaft international
absprechen müssen."

Axel arbeitet im BMW-Werk in Leipzig. Er spricht ausführlich über die
wachsende Arbeitshetze. "Man wird immer mehr gefordert er wird immer
schneller, immer weniger weniger Leute sollen immer mehr schaffen."
Gleichzeitig reicht sein Gehalt bei weitem nicht aus, um seine Familie zu
ernähren, weshalb die Frau ebenfalls arbeitet.

Darin sieht er eine allgemeine Entwicklung, die durch die Große Koalition
weiter vorangetrieben wurde. "Wir haben in den letzten Jahren gesehen, dass
es für ziemlich viele Menschen bitter geworden ist. Ja und, jedes 5. Kind
in Deutschland ist von Armut betroffen." Nicht Deutschland gehe es gut, wie
Merkel behaupte, sondern der deutschen Wirtschaft. "20 Prozent oder 25
Prozent der deutschen Beschäftigten sind im Niedriglohnsektor, oder
Aufstocker. Die gehen, dass muss man sich mal überlegen, 40 Stunden pro
Woche arbeiten und dann noch zum Amt, um auf Hartz-4-Niveau zu kommen."

Axel sieht eine direkte Verbindung zur wachsenden Kriegsentwicklung. "Die
deutsche Waffenindustrie macht Unsummen an Geldern und treibt damit die
internationale Kriegsentwicklung voran." Dabei könnten so Axel, die
Probleme der Welt schon gelöst werden, wenn man das Privatvermögen des
Amazon-Besitzers von 84 Milliarden Euro enteignen würde. "Dann können wir
es mit dem Krieg bleiben lassen."

Auch in dem großen Ford-Werk in Köln äußern sich Arbeiter gegen Krieg und
Militarismus. "Die Kriege wie in Syrien, den Militarismus in Deutschland,
die Waffenexporte der deutschen Rüstungsindustrie. Das verfolge ich mit
Sorge", sagt Yussuf Cinar, der am Streikposten vor Tor 24 steht.

Aufgrund der engen Verbindung mit der SPD, begegnet er auch der
Gewerkschaft misstrauisch. "Die IG Metall sagt, sie würde die Parteien
unterstützen, die die Arbeitnehmerschaft unterstützen. Das glaube ich
nicht." Die IG Metall unterstütze eine kommende Große Koalition. Aber diese
Parteien unterstützten eben nicht die Arbeiter. "Die CDU sowieso nicht und
die SPD seit vielen Jahren auch nicht mehr. Deswegen haben sie in der
letzten Bundestagswahl ja die Quittung dafür bekommen. Und das wird nicht
das letzte Mal gewesen sein", sagt er.

Auch ein älterer Arbeiter an Tor 7 misstraut den Gewerkschaften und ihren
Verhandlungen mit der Arbeitgeberseite: "Das ist doch alles nur Show. Das
Ergebnis steht doch schon längst fest", sagt er. Es werde nicht viel anders
ausgehen als beim letzten Mal. 2016 hatte die IG Metall bei einer
Gesamtlaufzeit von 21 Monaten zwei Nullmonate sowie eine anschließende
zweistufige Erhöhung abgeschlossen, die die Arbeitgeber um insgesamt 2,45
Prozent "belastete".

"Gerade wird das verspielt, was unsere Väter und Großväter aufgebaut haben.
Die Verteilung des Vermögens und des Einkommens ist absolut ungerecht." Er
klagt, dass man "mit Löhnen von 1200 Euro, wie sie Leiharbeiter bekommen,
keine Zukunft planen kann". Er hofft auf die Jüngeren. "Die Jugend muss
gegen den gesamten Sozialabbau aktiv werden."

 * 
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





MELDUNG/394: WDR - Der Gesundheits-Check. So kommen Sie gut durch den Winter, 5.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Doc Esser - Der Gesundheits-Check

Ob Grippe oder Erkältung - So kommen Sie gut durch den Winter!

Mehrteilige Reihe mit Dr. Heinz-Wilhelm Esser

www.verbraucher.wdr.de

Montag, 05.02.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Di 01.14 Uhr



- Ob Grippe oder Erkältung - So kommen Sie gut durch den Winter!
Die Nase läuft, der Hals schmerzt, der Kopf brummt. Winterzeit -
Erkältungszeit! Bis zu 200-mal im Leben erwischt es jeden von uns. Wo
steckt man sich am meisten an? Und wie schützt man sich jetzt
effektiv? Lungenfacharzt und Notfallmediziner Dr. Heinz-Wilhelm
"Heiwi" Esser sagt Ihrem fiesen Schnupfen den Kampf an! Doc Esser will
herausfinden, wie gefährliche Viren sich verbreiten, und startet dazu
sein großes Nies-Experiment. Nicht sonderlich appetitlich, aber
äußerst erkenntnisreich. Und: Was passiert eigentlich, wenn man in
einer Menschenmenge unterwegs ist? Doc Esser lädt zu einer besonderen
"Virenparty" ein. Im großen Selbstexperiment will er herausfinden, wie
Viren sich bei seinen ahnungslosen Gästen ausbreiten. Das einzig
wirksame Gegenmittel: Händewaschen! Und wenn es uns doch erwischt hat,
helfen dann nur noch Erkältungspräparate aus der Apotheke? Und davon
dann möglichst viele? Dieser Frage geht Doc Esser gemeinsam mit der
Stiftung Warentest nach: 10 rezeptfreie Produkte im Test.
Und Doc Esser geht sogar ins Kloster. Dort lässt sich der
Schulmediziner in die Geheimnisse zu jahrtausendealtem Wissen über
Heilpflanzen einweihen.

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2471: WDR 3 Städtekonzerte NRW - Düsseldorfer Symphoniker, 05.02.108 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 3 Städtekonzerte NRW - Düsseldorfer Symphoniker

Danae Dörken, Klavier;

Düsseldorfer Symphoniker, Leitung: Lahav Shani

Live aus der Tonhalle Düsseldorf

Moderation: Ulrike Froleyks

WDR 3 Konzert live

Montag, 05.02.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



An das Ende des Regenbogens mit den Düsseldorfer Symphonikern: Lahav
Shani dirigiert "Le Poème de l'extase" von Alexander Skrjabin, dessen
Name Programm ist...

Skrjabin hat ein 370 Zeilen starkes Gedicht mit dem gleichen Titel
geschrieben, das zu den Aufführungen verkauft werden sollte. Es
gipfelt in den Zeilen: "Und es hallte das Weltall vom freudigen Rufe:
Ich bin!" Entsprechen ekstatisch die Musik, die Skrjabin dazu gefunden
hat. Der amerikanische Schriftsteller Henry Miller beschrieb sie in
seinem autobiografischen Roman "Nexus": "Es war wie ein Eisbad, Kokain
und Regenbogen." Lahav Shani, Chefdirigent der Rotterdamer
Philharmoniker, nimmt sein Publikum mit an das Ende des Regenbogens,
den finalen C-dur Akkord... Der gewissermaßen zurückführt an den
Anfang des Konzerts: Mozarts kristallklares Klavierkonzert in C-dur,
am Klavier interpretiert von der Pianistin Danae Dörken, die nicht nur
als begehrte Kammermusikerin, sondern auch als Festivalgründerin auf
der Insel Lesbos bekannt ist.

Sergej Prokofjew

Sinfonie Nr. 1 D-dur, op. 25 "Symphonie classique"

Wolfgang Amadeus Mozart

Klavierkonzert C-dur, KV 503

Alexander Skrjabin

Le poème de l'extase, op. 54

Nach der Sendung: Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

http://konzertplayer.wdr3.de/

Redaktion: Wibke Gerking
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FOLKLORE/1327: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Danube's Banks - Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats am 3.3.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

Danube's Banks - Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats

Konzert am Samstag, 3. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto der sechs Musiker von Danube's Banks - Foto im Flyer: © by Christian Gogolin]

[image: Plakat zum Konzert mit Danube's Banks am 3. März 2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - Foto: © by Christian Gogolin]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 03.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Danube's Banks - "Gadjo Radio"

Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats

Wenn ihre Musik einen Geschmack hätte, sagen die Jungs von
Danube's Banks, würde dieser Sound nach Zwetschgenschnaps
schmecken, nach gegrillter Paprika, nach wilden Feigen, nach
Lagerfeuerrauch und Tanzschweiß. Die sechs Musiker fanden 2008 auf
Straßentouren in den Donaustädten Wien, Bratislava und Budapest
zusammen. Der Bandname, zu deutsch: "Ufer der Donau", geht auf diese
Gründungszeit zurück. Ihre Musik, eine ganz außergewöhnliche
Mischung aus Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats, ist aufregend,
temporeich, spannend und voller Leben, mit virtuosen Soli und
furiosen Gesangseinlagen. Klänge, die einen mitreißen, wie eine
Nacht, die außer Kontrolle gerät. Musik fürs Tanzen, fürs Feiern,
fürs Träumen, für Freunde, für Liebende, gegen Fernweh, für
Abenteurer, fürs Trinken, fürs Leben, fürs Weinen, fürs Vergessen.
Musik von den Ufern der Donau, dort, wo sie noch wild sein darf, im
Osten, Richtung Sonnenaufgang.

Danube's Banks - Elektronische Pressemappe zum aktuellen Album "Gadjo Radio" (2017)

https://www.youtube.com/watch?v=ysui1I7XT90


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die sechs Musiker von Danube's Banks lässig an eine Wand gelehnt - Foto: © by Christian Gogolin]

Die Band hat einen Namen: Danube's Banks. Ihre Musik hat keinen Namen, 

weil es solche Musik sonst nicht gibt: 60 % Gypsy Swing, 25 % Klezmer, 15% Balkan Beats."

Foto: © by Christian Gogolin




Zu Danube's Banks gehören:

Timo Zett (Gitarre, Gesang, Artwork)

Alex Szustak (Kontrabass, Synthesizer, Gesang)

Benjamin Dau (Gitarre)

Lorenz Schmidt (Schlagzeug)

Jan-Hendrik Erbe (Saxophon)

Jonathan Wolters (Klarinette, Vocals, Small Percussion)


Discography

Gadjo Radio - Mai 2017 

Thank You For Dancing - Februar 2014

Moustache Music EP - September 2013

Hot Gypsy Fire - Januar 2011


Weitere Informationen:

Danube's Banks - Homepage

https://www.danubesbanks.de/

Danube's Banks bei Facebook

www.facebook.com/danubesbanks

Zum Reinhören & Anschauen:

Danube's Banks Hamburg Part 1

https://www.youtube.com/watch?v=kmfcvdcU-BI

Danube's Banks Hamburg Part 2

https://www.youtube.com/watch?v=kYVwSH0MweI

Danube's Banks Medley

https://www.youtube.com/watch?v=2wtup8w3ndM

Danube's Banks bei Soundcloud

https://soundcloud.com/danubes-banks




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2113: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Danube's Banks - Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats am 3.3.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

Danube's Banks - Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats

Konzert am Samstag, 3. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du
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Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 03.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Danube's Banks - "Gadjo Radio"

Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats

Wenn ihre Musik einen Geschmack hätte, sagen die Jungs von
Danube's Banks, würde dieser Sound nach Zwetschgenschnaps
schmecken, nach gegrillter Paprika, nach wilden Feigen, nach
Lagerfeuerrauch und Tanzschweiß. Die sechs Musiker fanden 2008 auf
Straßentouren in den Donaustädten Wien, Bratislava und Budapest
zusammen. Der Bandname, zu deutsch: "Ufer der Donau", geht auf diese
Gründungszeit zurück. Ihre Musik, eine ganz außergewöhnliche
Mischung aus Gypsy Swing, Klezmer und Balkan Beats, ist aufregend,
temporeich, spannend und voller Leben, mit virtuosen Soli und
furiosen Gesangseinlagen. Klänge, die einen mitreißen, wie eine
Nacht, die außer Kontrolle gerät. Musik fürs Tanzen, fürs Feiern,
fürs Träumen, für Freunde, für Liebende, gegen Fernweh, für
Abenteurer, fürs Trinken, fürs Leben, fürs Weinen, fürs Vergessen.
Musik von den Ufern der Donau, dort, wo sie noch wild sein darf, im
Osten, Richtung Sonnenaufgang.

Danube's Banks - Elektronische Pressemappe zum aktuellen Album "Gadjo Radio" (2017)

https://www.youtube.com/watch?v=ysui1I7XT90


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die sechs Musiker von Danube's Banks lässig an eine Wand gelehnt - Foto: © by Christian Gogolin]

Die Band hat einen Namen: Danube's Banks. Ihre Musik hat keinen Namen, 

weil es solche Musik sonst nicht gibt: 60 % Gypsy Swing, 25 % Klezmer, 15% Balkan Beats."

Foto: © by Christian Gogolin




Zu Danube's Banks gehören:

Timo Zett (Gitarre, Gesang, Artwork)

Alex Szustak (Kontrabass, Synthesizer, Gesang)

Benjamin Dau (Gitarre)

Lorenz Schmidt (Schlagzeug)

Jan-Hendrik Erbe (Saxophon)

Jonathan Wolters (Klarinette, Vocals, Small Percussion)


Discography

Gadjo Radio - Mai 2017 

Thank You For Dancing - Februar 2014

Moustache Music EP - September 2013

Hot Gypsy Fire - Januar 2011


Weitere Informationen:

Danube's Banks - Homepage

https://www.danubesbanks.de/

Danube's Banks bei Facebook

www.facebook.com/danubesbanks

Zum Reinhören & Anschauen:

Danube's Banks Hamburg Part 1

https://www.youtube.com/watch?v=kmfcvdcU-BI

Danube's Banks Hamburg Part 2

https://www.youtube.com/watch?v=kYVwSH0MweI

Danube's Banks Medley

https://www.youtube.com/watch?v=2wtup8w3ndM

Danube's Banks bei Soundcloud

https://soundcloud.com/danubes-banks
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2018 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8606: Aus aller Welt - 04.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Briten demonstrieren gegen Abbau des staatlichen Gesundheitswesens

Tausende Menschen haben in London gegen die Sparmaßnahmen der
Regierung im Gesundheitswesen protestiert, die bereits drastische
Auswirkungen nach sich ziehen. So sind derzeit rund 40.000 Plätze
für Krankenschwestern und -pfleger unbesetzt. Der staatliche
Gesundheitsdienst mußte Tausende Routineoperationen verschieben.
Seit Ausbruch einer schweren Grippe hat sich die Krise des
National Health Service (NHS) weiter verschärft. Viele der
Kundgebungsteilnehmer befürchten, daß der kostenlose
Gesundheitsdienst abgeschafft wird und Patienten ihre Behandlung
künftig selbst bezahlen müssen.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8606: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Verbrannte Leiche in Stralsund entdeckt

Am Sonntagmorgen wurde vor einem Parkhaus in
Stralsund (Mecklenburg-Vorpommern) eine brennende Person
gefunden. Eine eindeutige Identifizierung war laut
Behördenangaben wegen der starken Verbrennungen bisher nicht
möglich. Die Kriminalpolizei versucht in Zusammenarbeit mit einer
Rechtsmedizinerin und einem Brandursachenermittler Hintergründe
und Umstände des Geschehens aufzuklären. Es werde in alle
Richtungen ermittelt, hieß es. Der Fundort am Ufer des
Frankenteichs wurde weiträumig abgesperrt.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8602: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ankara fordert USA erneut zum Truppenabzug aus Manbidsch auf

Die türkischen Streitkräfte gehen weiter gegen die kurdischen
Selbstverteidigungseinheiten YPG in Nordwestsyrien vor. In der
Region Afrin wurden am Samstag sieben türkische Soldaten getötet.
Das war die bisher höchste Zahl türkischer Todesopfer an einem
Tag seit Beginn der Militäroffensive am 20. Januar. Unterdessen
warnte Ankara die USA erneut davor, daß die in dem Kriegsgebiet
stationierten US-Soldaten Ziel eines türkischen Angriffs werden
können. Washington lehnt den Abzug seiner Truppen aus Manbidsch
bisher ab. Wie aus einer Mitteilung des stellvertretenden
türkischen Regierungschefs, Bekir Bozdag, hervorgeht, wird die
Militäroperation auf Manbidsch ausgedehnt, sollte die YPG in der
Stadt bleiben.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8604: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parteien wollen Milliarden in den Breitbandausbau investieren

Die Verhandler der Arbeitsgruppe Digitalisierung haben am Sonntag
eine Einigung beim Thema Netzausbau erzielen können. Wie
SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil am Rande der
Koalitionsverhandlungen von CDU, CSU und SPD in Berlin mitteilte,
wollen die Parteien bis zu zwölf Milliarden Euro für ein
flächendeckend schnelles Internet investieren. Bis 2025 soll ein
Recht auf schnelles Internet gesetzlich verankert werden. Auch
wollen Union und SPD im Falle einer Fortsetzung ihrer
Regierungszusammenarbeit die Löcher im Mobilfunknetz stopfen. Die
Bundesnetzagentur soll eine App entwickeln, mit der Bürger
Funklöcher melden können, sagte CDU-Unterhändler Helge Braun.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8603: Tragisches und Kurioses - 04.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Forscher finden Grabstätte einer altägyptischen Priesterin

Südlich von Kairo haben Archäologen ein Grab aus der
Pharaonenzeit mit seltenen Inschriften und Zeichnungen entdeckt.
Das mehr als 4.000 Jahre alte Grab für Hetpet, der Priesterin der
Fruchtbarkeitsgöttin Hathor, befindet sich nach Angaben von
Ägyptens Altertumsminister Chaled al-Enani auf einem alten
Friedhof in der Nähe der Pyramiden von Gizeh. Die sehr gut
erhaltenen Wandmalereien zeigen demnach die Priesterin beim
Fischen und Jagen oder wie sie Geschenke von ihren Kindern
erhält.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7688: Aus Forschung und Technik - 04.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neuer Spektrograph Espresso führt erste Beobachtungen durch

Der am Very Large Telescope (VLT) der ESO in Chile installierte
Echelle Spectrograph for Rocky Exoplanet and Stable Spectroscopic
Observations (Espresso) hat seine ersten Beobachtungen durchgeführt.
Vergleiche mit vorhandenen Daten des Teleskops Harps (High Accuracy
Radial velocity Planet Searcher) zeigen, daß Espresso eine ähnliche
Datenqualität bei deutlich geringerer Belichtungszeit erreichen kann.
Auf der Suche nach kleinen Gesteinsplaneten ähnlich der Erde nutzt
der neue Echelle-Spektrograph die sogenannte
Radialgeschwindigkeitsmethode. Diese basiert darauf, daß die
Anziehungskraft des Planeten einen Einfluß auf seinen Mutterstern
hat, die sich in winzigen Veränderungen im Licht ausdrückt.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7701: Aus aller Welt - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Abschiebungsbescheide für afrikanischen Flüchtlingen in Israel

In Israel leben rund 40.000 Flüchtlinge, die zumeist aus Eritrea und
dem Sudan nach 2007 ins Land gekommen sind. Mit dem Bau einer
Grenzbefestigung im Süden hat Israel die illegale Einwanderung über
den Sinai zum Erliegen gebracht. Etwa 20.000 Afrikaner, die in Israel
Schutz gesucht hatten, sind bereits ausgewiesen worden. An diesem
Sonntag haben die Behörden damit begonnen, zunächst alleinstehenden
männlichen Migranten Ausweisungsbescheide zuzustellen, wenn sie ihre
Aufenthaltsgenehmigung verlängern wollen. Die Männer sollen Israel
innerhalb von zwei Monaten "freiwillig" verlassen, ansonsten droht
ihnen Haft. Wer Israel zu verlassen bereit ist, bekommt ein
Flugticket bezahlt und umgerechnet 2800 Euro auf die Hand. Die
Flüchtlinge sollen Medienberichten zufolge nach Ruanda und Uganda
gebracht werden. Beide Staaten haben dementiert, daß sie eine
entsprechende Vereinbarung mit Israel getroffen haben.

Viele Flüchtlinge nehmen nach eigenen Angaben die Haft in
israelischen Gefängnissen in Kauf, um nicht in ein afrikanisches Land
gehen zu müssen. Die Anzahl der Zellen in israelischen Gefängnissen
würde für die Flüchtlinge nicht ausreichen, wie die Times of Israel
unter Berufung auf ranghohe Mitarbeiter der Gefängnisbehörde meldete.
Israelische Schriftsteller, Überlebende des Holocausts und Akademiker
haben in offenen Briefen gegen die Abschiebungen protestiert, Piloten
der Fluglinie El Al wollen sich weigern, bei Abschiebungen
mitzuwirken.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7662: Medizin und Gesundheitswesen - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Chronische Erkrankungen können zu Krebs führen

Krebs ist eine schwere Erkrankung, die trotz allen medizinischen
Fortschritts nicht selten mit dem Tod des Betroffenen endet. Viele
Gründe werden angeführt, weswegen Krebs bei jemanden ausbricht. Neben
Rauchen, Übergewicht und Alkoholkonsum wird heute auch ein erhöhter
Blutzuckerspiegel mit der Entwicklung von Krebserkrankungen in
Verbindung gebracht. Ein Forscherteam um Xifeng Wu vom MD Anderson
Cancer Center in Houston kommt bei seinen Untersuchungen sogar zu dem
Ergebnis, daß acht kardiovaskuläre Risikofaktoren beziehungsweise
chronische Erkrankungen für ein Fünftel aller Krebserkrankungen und
ein Drittel aller Krebstodesfälle verantwortlich ist. Bei ihnen
handelt es sich um erhöhten Blutdruck, ein niedriges
Gesamtcholesterin, eine erhöhte Herzrate, Eiweiß im Urin, eine
verminderte Filtrationsrate der Nieren, den Harnsäurewert und um
Lungenerkrankungen.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7689: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Sicherheitskosten des Bundes größter Posten beim Hamburger G20-Gipfel

Die Fraktion Der Linken im Bundestag hat auf eine parlamentarische
Anfrage hin in Erfahrung gebracht, daß der Bund die Kosten für den
G20-Gipfel im Juli 2017 mit bislang 72,2 Millionen Euro beziffert.
Darin sind nicht die Aufwendungen der Hansestadt enthalten. Die
Gipfelkosten des Bundes teilen sich laut Aufstellung des
Finanzministeriums, von der die Deutsche Presse-Agentur berichtete,
auf in 27,2 Millionen Euro für Bundespolizei, Bundeskriminalamt und
Technisches Hilfswerk sowie 22,1 Millionen für die Betreuung von
5100 akkreditierten Journalisten durch das Bundespresseamt
einschließlich eigener Kommunikation. Hinzu kommen 21,7 Millionen
Euro, die das Auswärtige Amt für die organisatorische und logistische
Vorbereitung des Besuchs der Staats- und Regierungschefs benötigte.
20 Millionen Euro stellt der Bund für Härtefälle bereit, in denen
Krawallopfer nicht von Versicherungen entschädigt werden. Bis vor
rund zehn Tagen wurden aus dem Fonds gut 650.000 Euro für Schäden an
Gebäuden und Autos sowie andere Schäden ausgezahlt. Der Hamburger
Senat geht davon aus, daß letztendlich nur ein mittlerer einstelliger
Millionenbetrag aus dem Fonds in Anspruch genommen werden wird. Das
Verteidigungsministerium stellte für technische Amtshilfe der
Bundeswehr 300.000 Euro in Rechnung.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7615: Sprache, Kunst und Medium - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Achäologen machen im Dschungel verborgene Maya-Stätte sichtbar

Dank einer neuartigen Laser-Luftbild-Technik konnten Forscher in
Guatemala im nördlichen Petén eine bisher unentdeckte Maya-Stätte von
riesigen Ausmaßen ausfindig machen.

Wie Spiegel Online am Sonnabend berichtete, soll es sich um
Zehntausende Wohnhäuser, Wehranlagen, rituelle Gebäude, Pyramiden und
landwirtschaftliche Anlagen handeln, die bisher unter dem wuchernden
Blätterdach des Dschungels verborgen waren.

Mit rund 2100 Quadratkilometern Fläche handelt es sich nach
Schätzungen der Archäologen um die größte bisher bekannte Maya-Stadt.
Nach vorläufigen Erkenntnissen siedelten in der Region bis zu zehn
Millionen Menschen. Bei so vielen Einwohnern mußte auch eine sehr
intensive Landwirtschaft betrieben werden. Schon vor den eigentlichen
Ausgrabungen seien umfangreiche Bewässerungssysteme zu erkennen.

Auch dort gilt, daß die Stadt offenbar unzerstört verlassen wurde, was
den Wissenschaftlern weiterhin Rätsel aufgibt.

4. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7679: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Peking ruft Washington im Atomstreit zur Besinnung auf

Das chinesische Verteidigungsministerium befürchtet, daß die
Vereinigten Staaten von Amerika mit ihrer neuen Nuklearstrategie zur
Mentalität des Kalten Krieges zurückgekehrt sind. Das Ministerium
erinnerte die US-Regierung an ihre Verantwortung für die atomare
Abrüstung. Gleichzeitig verlautete aus Peking, die nukleare
Schlagkraft der Volksrepublik befinde sich auf dem für die Sicherheit
des Landes nötigen Minimalniveau und sei rein defensiv ausgerichtet.
Aus chinesischer Sicht überschätzen die Amerikaner die nukleare
Stärke Chinas. Die US-Führung hatte die Entwicklung von
Nuklearsprengsätzen vom Kaliber der Bomben, die schon Hiroshima und
Nagasaki zerstört haben, am Freitag angekündigt. Neu an den Plänen
ist der Wille, die Atombomben so klein zu bauen, daß sie z. B. als
Gefechtsfeldwaffen eingesetzt werden können. Die USA treiben die
nukleare Weiterentwicklung ausdrücklich mit Verweis auf Rußland,
China und Nordkorea als potentielle Gegner voran. Moskau hat bereits
gegen die Entwicklung protestiert. Die militärische Führung der USA
versichert, daß die Entwicklung der sogenannten "mini nukes" nicht
die Einsatzschwelle für Atomwaffen in einem mit konventionellen
Waffen geführten Krieg absenken soll. Mit den neuen Waffen wollten
die USA flexibel und angepaßt auf sicherheitspolitische Probleme
antworten können, heißt es in ihrem Strategiepapier.

4. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7693: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission setzt sich für Beitritt von Westbalkanstaaten ein

Aus politischem, sicherheitspolitischem und wirtschaftlichem
Interesse ist die EU-Kommission gewillt, sich für den Beitritt
Serbiens und Montenegros, Bosnien-Herzegowinas, Mazedoniens
(ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien), Albaniens und des
Kosovos zur Europäischen Gemeinschaft einzusetzen. Dabei geht es auch
um die Einrichtung nationaler Koordinationszentren für
Grenzkontrollen. Als erste Staaten des Westbalkans könnten die aus
dem sozialistischen Blockfreienstaat Jugoslawien herausgeschlagenen
Länder Serbien und Montenegro für einen EU-Beitritt bereit sein. Das
geht aus einem Strategiepapier von Erweiterungskommissar Hahn hervor,
von dem die Zeitung Die Welt vor der Veröffentlichung am Dienstag
berichtete. Darin werden als Voraussetzungen für einen EU-Beitritt
Serbiens und Montenegros bis zum Jahr 2025, der starke politische
Wille dazu, Reformen und die Beilegung von Streitigkeiten mit
Nachbarländern genannt. Im Fall Serbiens geht es um ein umfassendes,
rechtlich bindendes Normalisierungsabkommen mit dessen ehemaliger
Provinz Kosovo.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7665: Tragisches und Kurioses - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Menschenschmuggel an der Grenze in die USA gescheitert

Am Wochenende sind im Norden Mexikos zwei Versuche gescheitert, mit
Lastwagen zusammen gut 300 Menschen aus Mittelamerika in die USA
einzuschleusen. Geplant war, die Männer, Frauen und Kinder auf engstem
Raum in völlig ausgeräumten Lkws und ohne Wasser, Verpflegung oder 
eine zusätzliche Belüftung außer Landes zu bringen.

Wie das Nationale Institut für Migration (INM) bekanntgab, wurde am
Samstagabend ein Sattelschlepper mit 198 Menschen im mexikanischen
Bundesstaat Taumaulipas nahe der Grenze durch Soldaten und
Grenzpatrouillen gestoppt. Die Migranten, die überwiegend aus
Guatemala, Honduras und El Salvador stammten, werden vermutlich ohne
die Möglichkeit, einen Asylantrag zu stellen, zurückgeschickt.

Unter ähnlichen Umständen verlief einen Tag zuvor die Verhaftung von
über 100 Migranten im Bundesstaat Veracruz. In beiden Fällen erwartet
die Fahrer vermutlich eine Anklage wegen Menschenhandels.

Hart betroffen sind jedoch die Menschen aus Zentralamerika, die
versucht haben, dem Elend und der täglichen Gewalt in ihren
Heimatländern zu entkommen. Nach Angaben der mexikanischen Behörden
wurden im vergangenen Jahr etwa 82.000 Migranten an der illegalen
Einreise gehindert. Dennoch sickern laut UN jährlich etwa eine halbe
Million Menschen in die USA ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7690: Arbeit, Soziales und Familie - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesweiter Protest gegen den Einmarsch der Türkei in Afrin

Am Samstagnachmittag haben in vielen Städten Deutschlands Tausende
Menschen gegen den Krieg protestiert, den die Türkei vor rund zwei
Wochen gegen die Kurden in der syrischen Region Afrin begonnen hat.
Die größte Demonstration fand mit rund 5000 Teilnehmern in Stuttgart
statt. In Bonn zählte die Polizei 2000 Demonstranten, in Hamburg 1700
und in Hannover 1200. Auch aus München, Nürnberg, Regensburg,
Aschaffenburg, Bonn, Göttingen und Oldenburg wurden
Protestkundgebungen gemeldet. Unter anderem verlangten die
Demonstranten die Einstellung deutscher Waffenlieferungen an die
Türkei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7673: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Pannenreaktor Cattenom wieder am Netz

Während Deutschland im Angesicht der Fukushima-Katastrophe seinen
Atomausstieg erklärt hatte, fand dieser Schritt im europäischen
Ausland wenig Anklang. So setzt auch Frankreich weiter auf die
Atomkraft, obgleich immer wieder Störungen und Pannen bekannt werden.
So ist in dem von Pannen geplagten französischen Atomkraftwerk
Cattenom nahe der deutschen Grenze nach einem Turbinenausfall ein
Block zeitweise vom Netz genommen worden. Wie dpa meldete, war die
Turbine im nicht-nuklearen Bereich des Reaktorblocks 4
stehengeblieben. Mittlerweile wurde der Reaktorblock wieder in Betrieb
genommen, teilte der Kraftwerksbetreiber EDF mit. Laut EDF soll aber
kein Sicherheitsrisiko bestehen, da die anderen drei Blöcke während
der Abschaltung normal weiterliefen. Diese Sicht konnte eine
Sprecherin des saarländischen Umweltministeriums nicht teilen. Ihr
zufolge gibt es in Cattenom eigentlich immer etwas. Seit der Reaktor
1986 in Betrieb genommen wurde, soll es mehr als 800 meldepflichtige
Vorfälle gegeben haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7678: Märkte und Finanzen - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



YouTube markiert staatlich finanzierte Nachrichtenvideos

Das Videoportal YouTube kennzeichnet in den USA unter Umständen
Nachrichtenvideos, die von staatlicher Seite finanziert werden, und
verknüpft sie teilweise mit Links auf die Wikipedia-Seite der
zuständigen Sender oder Verlage. Nach Angaben des
Google-Tochterunternehmens sollen die YouTube-Nutzer über die Quellen
der Nachrichten aufgeklärt werden. Auf den deutschsprachigen
Hilfeseiten von YouTube wird unterstrichen, daß es um eine
Entscheidungshilfe für die Nutzer bei deren Nachrichtenkonsum geht,
aber keineswegs um Kommentare des Unternehmens zur redaktionellen
Ausrichtung von Verlagen oder Videos. Entsprechende Funktionen werden
zunächst nur in den USA freigeschaltet. Davon sind mindestens der
russische Sender Russia Today (RT) und der US-Sender Radio Free Asia
(RFA) betroffen. Zu erwarten ist, daß auch Videos des
öffentlich-rechtlichen britischen Senders BBC und die französische
Nachrichtenagentur AFP tangiert sind, sobald YouTube Videos in Europa
markiert. Susan Wojcicki, die Chefin des Videoportals, erklärte, man
erkenne seine ernste gesellschaftliche Verantwortung dafür an, mit
lauter werdenden Politikfragen richtig umzugehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7696: Aus Forschung und Technik - 04.02.2018 (SB)




VOM TAGE



4000 Jahre altes Grab nahe der Cheopspyramide entdeckt

Ägypten ist ein geschichtsträchtiges Land. Davon zeugt auch die
Entdeckung eines Grabes der fünften Dynastie in der Nähe der berühmten
Pyramiden von Giseh. Wie dpa meldete, soll die Grabkammer einer
Priesterin namens Hat Bet gehören, die zu ihrer Zeit hochgeschätzt
gewesen sein soll. Das 4000 Jahre alte Grab, das westlich der
Cheopspyramide entdeckt wurde, besteht aus Lehmziegeln und zeigt
seltene Inschriften und Zeichnungen. Nach Auskunft des Leiters des
Obersten Antikenrates, Mustafa al-Wasiri, der das Ausgrabungsteam
leitet, sollen die Darstellungen die Priesterin in verschiedenen
Jagd- und Fischszenen zeigen sowie sitzend an einem großen
Gabentisch.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1603: Regierungspressekonferenz vom 2. Februar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 2. Februar 2018

Regierungspressekonferenz vom 2. Februar 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des Ministerpräsidenten
Italiens, Besuch des Präsidenten des Europäischen Rates, Besuch des
Präsidenten der Europäischen Kommission, Übergabe des Valentinsgrußes des
Zentralverbands Gartenbau), Einlagensicherung,
Familiennachzug/EU-Flüchtlingspolitik, Finanzrahmen des Bundes für die
nächsten vier Jahre, Forderungen der US-Stahlindustrie nach
Importbeschränkungen, Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge, Förderung von
Diesel-Fahrzeugen, Wiederaufbau der deutschen Botschaft in
Kabul/Asyllagebericht für Afghanistan, Bonuszahlungen der Deutschen Bank,
US-Steuerreform


Sprecher: StS Seibert, Kolberg (BMF), Breul (AA), Dimroth (BMI),
Langenbruch (BMUB), Baron (BMWi), Friedrich (BMVI)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Morgen, meine Damen und Herren! Die Termine der
Bundeskanzlerin sind relativ übersichtlich.

Am Mittwoch, dem 7. Februar, wird der italienische Ministerpräsident Paolo
Gentiloni die Bundeskanzlerin besuchen. Er kommt um 12 Uhr ins
Bundeskanzleramt. Im Anschluss an das Gespräch gibt es eine gemeinsame
Pressekonferenz. Herr Gentiloni ist auch deshalb in der Stadt, weil er Gast
der Humboldt-Universität ist und dort - ebenfalls am 7. Februar, und zwar
am Vormittag - eine Europarede halten wird.

Es geht weiter mit den europäischen Besuchern: Am Donnerstag, dem 8.
Februar, kommt am Mittag der Präsident des Europäischen Rates, Donald Tusk,
ins Kanzleramt. Die Bundeskanzlerin wird sich - das ist ja ein regelmäßig
stattfindender Meinungsaustausch zwischen den beiden - mit ihm vor allem
natürlich über die aktuellen europapolitischen Fragen unterhalten, auch mit
Blick auf das informelle Treffen der Staats- und Regierungschefs Ende
Februar.

Mit der gleichen Zielsetzung wird sie dann am Donnerstagabend auch
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker treffen.

Am Freitag wird der Bundeskanzlerin dann - das findet schon traditionell
seit langen Jahren statt - um 12 Uhr der Valentinsgruß des Zentralverbands
Gartenbau übergeben.

Frage: Herr Seibert, ist eine Pressebegegnung nach dem Treffen von Frau
Merkel und Herrn Tusk geplant?

StS Seibert: Nein. Das sind diese regelmäßigen Meinungsaustausche, die
sozusagen nicht presseöffentlich zu Ende gehen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesfinanzministerium zur
Einlagensicherung: Die Kreditwirtschaft hat den Bundesfinanzminister
angeschrieben und um Klärung gebeten, dass die nationalen Systeme zur
Einlagensicherung nicht aufgelöst werden. Wie steht der Minister denn dazu?
Es gab ja ein bisschen Verwirrung nach dem Antrittsbesuch von Mário
Centeno, dem neuen Eurogruppenvorsitzenden, ob der Minister die europäische
Einlagensicherung nun vorantreibt oder ob er erst einmal Risiken abbauen
will und wie schnell er das machen will.

Kolberg: Vielen Dank für die Frage. - Unsere Position zu der Thematik ist
unverändert: Erst, wenn die Risiken in den Banken ausreichend reduziert
sind, kann es eine politische Diskussion zu einer etwaigen
Vergemeinschaftung der Einlagensicherung geben. Das hat der Ecofin-Rat in
seinem Fahrplan, der sogenannten Roadmap, zur Bankenunion im Juni 2016 ja
auch ausdrücklich so formuliert. Bundesminister Altmaier hat sich am 23.
Januar in Brüssel auch noch einmal dazu geäußert und die Position der
geschäftsführenden Bundesregierung dazu noch einmal bekräftigt und
ausdrücklich auch auf die Roadmap hingewiesen.

Zusatzfrage: Das bedeutet aber, wenn die Risiken abgebaut sind, kommt die
vergemeinschaftete Einlagensicherung?

Kolberg: Das bedeutet das, was ich eben gesagt habe und was auch in der
Roadmap steht: Wenn die Risiken ausreichend reduziert sind, dann kann es
eine politische Debatte über eine Risikoteilung geben, und nicht vorher.
Aber dann gibt es eben erst eine politische Diskussion, und nicht schon die
Einlagensicherung selbst. Das ist auch in der Roadmap so festgelegt.

Zusatzfrage: Das ist also kein Automatismus?

Kolberg: Genau.

Frage: Herr Kolberg, nun will man ja bis zum Juni einen gemeinsamen
Fahrplan erarbeiten. Das ist nicht mehr allzu viel Zeit, wenn man bedenkt,
dass der Schuldenberg beziehungsweise der Berg an faulen Krediten in
Südeuropa doch erheblich ist. Können Sie uns einmal erklären, wie man in
diesen wenigen Monaten eine deutliche Reduzierung der Risiken erreichen
will?

Kolberg: Das ist ja auch kein neues Thema, wir sind an diesem Thema ja
immer wieder dran; auch im Ecofin-Rat und in der Eurogruppe wird immer
wieder über das Thema Risikoreduzierung gesprochen. Ich habe ja eben zum
Ausdruck gebracht, dass die Roadmap zur Bankenunion bereits im Juni 2016
vorgelegt wurde, und seitdem werden diese Schritte unternommen - aus
unserer Sicht noch nicht ausreichend, Sie haben also vollkommen recht, dass
da noch weitere Schritte erforderlich sind. In der weiteren Debatte wird
sich eben zeigen, was noch notwendig ist und welche weiteren Schritte noch
unternommen werden müssen. Aus unserer Sicht ist das Risiko jedenfalls noch
nicht ausreichend reduziert, um weitere Schritte einzuleiten.

Zusatzfrage: Welche Schritte, die da kommen müssten, schweben Minister
Altmaier denn vor? Sollte es zum Beispiel eine Bad Bank in den
südeuropäischen Ländern geben? Wie will man denn wirklich effektiv die 
"non-performing loans" aus den Bilanzen bekommen? Man könnte das natürlich über
Auswachsen erreichen, aber das würde einige Jahre lang dauern, oder man
nimmt auf einen Schlag sein ganzes Bündel raus. Welche Maßnahmen hält der
Minister denn für gut?

Kolberg: Das ist eine ganz wichtige Frage, die Sie da ansprechen, denn in
der Roadmap selber wird keine weitere Qualifizierung vorgenommen, wann denn
angemessen das Risiko reduziert ist. Deswegen hat der Minister angeregt, da
weitere Konkretisierungen vorzunehmen. Zu diesem Thema sind wir, wie Sie
wissen, auf europäischer Ebene im Gespräch, und dazu wird weiter zu
arbeiten zu sein.

Ein wichtiger Punkt, den Sie auch angesprochen haben, ist sicherlich der
Punkt "non-performing loans", also notleidende Kredite. Die sind in einigen
Mitgliedstaaten noch zu hoch, und da müssen von den nationalen Regierungen
und den Banken in diesen Ländern weitere Schritte unternommen werden, um
Fortschritte zu erreichen.

Frage: Der Abbau von "non-performing loans" oder notleidenden Krediten ist
dann ja auch eine Frage des Maßes. Es gibt, soweit ich weiß, keine konkrete
Vorstellung, was das richtige Maß wäre. Ist das etwas, was bis zum Sommer -
also bis zum Juni, wenn der Gipfel ansteht - geklärt werden wird, oder in
welchem Zeitraum würde sich das abspielen?

Kolberg: Das ist genau der Punkt, den wir eben auch schon angesprochen
haben: In der Roadmap ist kein ausdrücklicher Zeitplan vorgesehen, da gibt
es keine festen zeitlichen und auch inhaltlichen Vorgaben. Wie man da
weiter vorgeht, wird eben in der jetzigen Debatte zu klären sein. Wir haben
hier ja häufig darüber gesprochen, dass wir mit unseren Partnern zu genau
diesen Themen im Gespräch sind.

Zusatzfrage: Mir ging es noch einmal um das Ausmaß, denn die Formulierung
"Abbau von notleidenden Krediten" trifft ja keine Aussage darüber, um wie
viel diese Kredite abgebaute werden, auf welches Niveau sie abgebaut werden
oder was das richtige Niveau ist. Das heißt, diese ganze Einlagensicherung
beruht auf einer Gummiformel?

Kolberg: Nicht die Einlagensicherung. Wie ich betont habe, bedeutet das
"Sequencing", das da vorgesehen ist, nicht, dass erst die Risikoreduzierung
und dann die Risikoteilung kommt. Vielmehr kommt die Risikoreduzierung, und
wenn die in einem angemessenen Maß vorgenommen wurde, kann man einen
politischen Prozess - also eine Erörterung, eine Debatte, Verhandlungen -
über eine Risikoteilung starten. Sie haben völlig recht, dass in der
Roadmap keine inhaltlichen Vorgaben, keine konkreten Vorgaben darüber
stehen, wie die Risikoreduzierung genau aussehen muss; darüber wird man
sich also einigen müssen.

Frage: Herr Kolberg, die Sparkassen haben ja einen sogenannten
Haftungsverbund. Ähnlich machen das auch die Raiffeisenbanken. Hat der
Minister schon eine Vorstellung, wie man dieses System, das ja auf einem
gegenseitigen Versprechen beruht, europäisieren will? Denn dieses
Versprechen zur Absicherung müsste man dann ja auf alle europäischen Banken
ausweiten.

Kolberg: Wir wollen jetzt ja nicht den fünften Schritt vor dem ersten
machen. Wir haben jetzt auch ganz ausführlich darüber diskutiert: In der
Roadmap, zu der sich der Minister bekannt hat und auf die er ausdrücklich
noch einmal hingewiesen hat, ist ganz klar enthalten: erst
Risikoreduzierung und dann darüber sprechen, wie eine Risikoteilung
möglicherweise aussehen kann. Für uns hat die Risikoreduzierung ganz klare
Priorität, denn die stellt sicher, dass eben auch die Einlagen sicher sind.
Das ist Aufgabe der nationalen Regierungen, und da besteht noch weiterer
Handlungsbedarf.

Frage: Wie stehen Sie denn zu der Einlassung der Kreditwirtschaft, die Sie
in diesem Schreiben formuliert hat, dass auch nach einer Risikoreduzierung
die nationalen Einlagensicherungssysteme weiterhin funktionsfähig sein
müssen und dass das mit einer Vergemeinschaftung nicht möglich ist?

Kolberg: Wie gesagt, für uns ist der Fokus auf der Risikoreduzierung. Das
sorgt dafür, dass die Einlagen sicher sind. Da ist noch Weiteres zu tun.
Das ist in der Roadmap so vorgesehen. Der Fokus liegt also ganz klar auf
der Risikoreduzierung, und mit dieser Frage müssen wir uns auch weiter auf
europäischer Ebene beschäftigen.

Frage: Noch einmal nachgefragt: Hat der Minister schon eigene Vorstellungen
entwickelt, wie das mit dem Haftungsverbund der Sparkassen funktionieren
soll? Dieses System hat ja keinen eigenen Fonds. Werden Sparkassen und
Raiffeisenbanken dann also in einen Fonds einzahlen müssen?

Kolberg: Wie ich es eben schon gesagt habe: Wir reden jetzt über die
Risikoreduzierung. Wenn diese erfolgt ist, kann ein Prozess gestartet
werden, in dem wir über die Risikoteilung sprechen, und dann sind all diese
Fragen, die Sie hier jetzt zu Recht angesprochen haben, zu erörtern. Im
Moment liegt der Fokus aber auf einer Risikoreduzierung, und erst dann,
wenn die angemessen erfolgt ist - so haben es die Finanzminister in der
Roadmap vorgesehen und festgelegt -, können wir in einen Prozess
einsteigen, um über genau diese Fragen zu sprechen, die Sie jetzt hier
angesprochen haben.

Frage: An das Auswärtige Amt zum Thema Familiennachzug: Die SPD hat im Zuge
des Kompromisses betont, dass es ab sofort wieder möglich sei, dass an den
Auslandsvertretungen Anträge gestellt und bearbeitet werden. Inwiefern ist
das jetzt tatsächlich schon der Fall?

Eine zweite Frage: Im Gegenzug zu diesem Kontingentkompromiss sollen
Programme, mit denen derzeit 1000 Flüchtlinge im Monat aus Italien und
Griechenland kamen, auslaufen. Können Sie mir sagen, wie viele tatsächlich
im Rahmen dieser Programme nach Deutschland kamen? Waren das jeden Monat
1000 Flüchtlinge?

Breul: Ich glaube, zur Frage der Kontingente müsste ich an das BMI
verweisen.

Zur Frage der Antragstellung: Es ist so, dass wir seit gestern eine neue
Rechtslage haben - also über den März hinaus - und dass die Visastellen der
hauptsächlich betroffenen Botschaften und Generalkonsulate derzeit
Terminwünsche entgegennehmen und registrieren.

Zusatzfrage: Dass Terminwünsche, aber noch keine Anträge entgegengenommen
werden, war doch schon vorher der Stand?

Breul: Genau.

Zusatzfrage: Also hat sich daran quasi nichts geändert, obwohl die Aussage
seitens der SPD war, dass das ab sofort wieder möglich sei?

Breul: Nein, an dem Prozedere hat sich nichts geändert. Wir reden jetzt ja
auch über einen neuen Zeitrahmen. Bisher mussten wir ja davon ausgehen,
dass die bestehende Regelung im März ausläuft; jetzt läuft sie im Sommer
aus. Da ist es sozusagen normales Prozedere, dass wir mit dem jetzt
bestehenden zeitlichen Vorlauf Terminwünsche entgegennehmen und diese
registrieren.

Zusatzfrage: Ab wann werden dann wieder Anträge bearbeitet?

Breul: Das werden wir sehen, das ist noch nicht entschieden.

Dimroth: Zunächst einmal kann ich bestätigen, dass es so ist, dass die
Relocation-Beschlüsse betreffend die Unterstützungsleistungen für Italien
und Griechenland weitgehend abgearbeitet sind. Wie Sie wissen, hat man sich
diesbezüglich mit den beiden Ländern auf bestimmte Kriterien festgelegt und
geeinigt, was insbesondere auch die zu verteilenden Flüchtlinge anbetrifft -
 da ging es ja immer nur um solche mit einer sehr hohen Bleibeperspektive.
Da ist es tatsächlich so, dass, wie gesagt, die Verfahren rein terminlich
ausgelaufen sind. Sie sind aus unserer Sicht aber auch weitestgehend
abgearbeitet, weil jedenfalls in Griechenland nur noch wenige bis gar keine
entsprechenden Flüchtlinge mehr vor Ort sind, die diese Kriterien erfüllen.

Was die genauen Zahlen in den letzten Monaten anbetrifft, so schaue ich
einmal, ob ich Ihnen während der Regierungspressekonferenz etwas
nachliefern kann. Wenn ich dazu nichts dabei habe, dann würde ich es gerne
schriftlich nachliefern.

Frage : Herr Kolberg, die Kanzlerin sagte hinsichtlich der
Koalitionsverhandlungen gestern Abend, dass es beim Finanzrahmen für die
nächsten vier Jahre über die 46 Milliarden Euro hinaus noch Spielraum gebe.
Können Sie sagen, in welchem Rahmen sich das bewegen könnte? Die Kanzlerin
hat drei Bereiche genannt - ich glaube, Digitalisierung, Außen- und
Entwicklungspolitik -, das muss also doch ein bisschen mehr Geld als eine
Milliarde Euro sein. Können Sie da irgendeine Größenordnung nennen?

Kolberg: Vielen Dank! Sie wissen ja: Das ist eine politische Debatte, die
jetzt gerade darüber geführt wird, wo es Spielräume für eine kommende
Bundesregierung gibt. Für die jetzige Bundesregierung gilt immer noch der
Stand der Steuerschätzung - der Minister hat die Zahlen durchgegeben -, und
da gibt es keine Neuigkeiten.

Zusatzfrage : War das denn jetzt mit dem Finanzminister abgesprochen, oder
war er von der Ansage der Kanzlerin überrascht?

Kolberg: Da der Finanzminister, wie Sie wissen, ja auch gleichzeitig Chef
des Bundeskanzleramtes ist und auch maßgeblich an den
Koalitionsverhandlungen mitwirkt, denke ich, können wir uns alle unseren
Punkt dazu denken.

StS Seibert: Die Kanzlerin hat ja, wenn ich das sagen darf, gestern in der
Pressekonferenz darauf hingewiesen, dass wir alle oder alle Mitglieder der
Bundesregierung am Mittwoch den Jahreswirtschaftsbericht im Kabinett
beschlossen, entgegengenommen und diskutiert haben - darauf hat sie ja
Bezug genommen - und dass dieser für dieses wie für das nächste Jahr sehr
erfolgreiche Wachstumszahlen voraussagt, was eben einen solchen Blick in
die Zukunft seriöserweise zulässt, ohne dass man das jetzt schon
quantifizieren könnte.

Frage: Klassischerweise rechnet das Finanzministerium seine Steuerschätzung
auf Basis solcher neuen Wachstumsschätzungen, also Schätzungen der eigenen
Regierung, aber dann nach. Heißt das, Sie kehren jetzt von diesem internen
Verfahren ab, oder heißt es, dass die Kanzlerin über andere Zahlen als der
Finanzminister verfügt - das würde mich etwas beunruhigen -, oder was
steckt dahinter?

Kolberg: Herr Seibert hat ja eben erläutert, worauf die Aussagen der
Kanzlerin basieren. Ich kann hier aber nur für das Finanzministerium
sprechen, und da ist der letzte Stand die Steuerschätzung. Wenn eine neue
Steuerschätzung da ist, dann geben wir offiziell neue Zahlen bekannt. Aber
natürlich ist niemand daran gehindert, eben aufgrund neuer Informationen zu
neuen Einschätzungen zu kommen. Wir werden aber wie üblich und genau in dem
Verfahren, das vorgesehen ist, dann unsere Zahlen bekannt geben.

Zusatz: In der Haushaltsaufstellung für das nächste Jahr, also nicht für
das laufende, das ja, bedingt durch die Bundestagswahl, auch noch nicht
abgeschlossen ist, schätzt das Finanzministerium regelmäßig, bevor das 
Top-down-Verfahren beginnt, doch noch einmal neu, und das geschieht ja schon im
März und nicht erst im Mai, wenn die Steuerschätzung kommt.

Kolberg: Wir haben ja den Regierungsentwurf für 2018. Der ist aber der
Diskontinuität anheimgefallen, weil wir eben einen neuen Bundestag gewählt
haben. Das Haushaltsaufstellungsverfahren würde ja jetzt sozusagen schon
beginnen, auch für 2019. Allerdings haben wir, wie Sie wissen, eine
geschäftsführende Bundesregierung, und deswegen warten wir mit diesen
Arbeiten, bis es eine neue Bundesregierung gibt.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium. Die
amerikanische Stahlindustrie fordert von Trump Importbeschränkungen, um die
heimische Branche zu schützen. Was sagen Sie denn dazu?

Baron: Wir haben diese Meldungen zur Kenntnis genommen. Wir kennen das
Schreiben der US-Industrie jetzt nicht, sodass ich darauf jetzt nicht im
Detail eingehen kann. Nach dem Stand des Berichts ist es so, dass die 
US-Administration dem Präsidenten ja einen Bericht zum Stahl vorgelegt hat. Es
bleibt jetzt aber abzuwarten, ob und, wenn ja, welche Maßnahmen daraus
abgeleitet werden. Das wissen wir nicht. Das müssen wir eben abwarten.

Für uns ist wichtig: Wir setzen uns weiterhin für Dialog und Zusammenarbeit
mit der US-Regierung ein und machen natürlich auch weiterhin deutlich, dass
einseitige Handelsbarrieren unnötige Kosten für alle Beteiligten
verursachen.

Zum Stahlbereich haben wir unsere Haltung hier ja auch schon deutlich
gemacht. Hier lohnt eben ein Blick über den nationalen Tellerrand hinaus.
Das sind globale Phänomene und Entwicklungen auf dem Stahlmarkt, und dafür
braucht es globale Antworten und Lösungen. Deshalb gibt es ja das Global
Forum on Steel Excess Capacity, das eben im Rahmen des G20-Prozesses
eingerichtet wurde und im letzten November ja auch auf Ministerebene im
Bundeswirtschaftsministerium getagt hat. Das ist für uns die Institution,
um eben diese globalen Entwicklungen und Probleme auch auf multilateraler
Ebene im Global Forum zu lösen, den dort eingeschlagenen Weg weiterzugehen
und das multilateral zu lösen.

Frage: Herr Kolberg, ich hätte eine Frage zur geplanten Änderung der
Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge. Die Kreditwirtschaft hat in einem
Schreiben bemängelt, dass das zu erheblichen Mehraufwendungen oder zu
Mehraufwand bürokratischer Natur führen würde. Wie bewertet es der
Bundesfinanzminister oder Ihr Haus, dass man bei Dividendenerträgen die
jetzige Regelung, aber bei Zinsen eine neue Regelung will?

Kolberg: Vielen Dank für die Frage. - Sie kennen die Debatte. Das ist eine
politische Debatte über die Abgeltungssteuer und mögliche neue Regelungen,
die dann unter einer neuen Bundesregierung angedacht sind oder
möglicherweise kommen. Dazu können wir hier jetzt erst einmal nichts sagen,
weil wir für die jetzige, geschäftsführende Bundesregierung sprechen. Wenn
es eine neue Bundesregierung geben wird, die eine Neuregelung in diesem
Bereich, den Sie angesprochen haben, vorsieht, dann wird man genau diese
Punkte erörtern können und sich dazu auch äußern.

Frage: Eines der wesentlichen Probleme bei Steuern ist ja die Gestaltung
von Steuern. Da ist ja in den vergangenen Jahren auch sehr viel passiert,
um das zu unterbinden. Jetzt warnt die Kreditwirtschaft auch davor, dass da
ein neues Tor aufgemacht werde, um Gestaltung zu befördern, weil es für
einen einfachen Sparer vielleicht klar ist, was Zinsen und Dividenden sind,
aber auf dem Finanzmarkt gibt es da ja nicht Grauzonen, aber sehr große
Erträge, die das eine oder das andere sein können, je nachdem, wie Produkte
gestaltet sind. Diese Gesetze müsste dann ja doch das Finanzministerium
machen. Dann müssten Sie ja eine Vorstellung davon haben, ob das
schwieriger wird, ob das anfälliger für Gestaltung wird.

Kolberg: Sie haben Recht, dass die ursprüngliche Regelung der
Abgeltungssteuer eben genau diesen Überlegungen unterliegt. Allerdings hat
es da auch Weiterentwicklungen gegeben, eben den automatischen
Informationsaustausch. Deswegen hat auch der bisherige Amtsinhaber,
Bundesminister Schäuble, schon häufiger zu diesem Punkt Stellung genommen
und gesagt: Bei der Abgeltungssteuer könnte man sich durchaus eine
Neuregelung vorstellen.

Wie jetzt die einzelnen Überlegungen mit dem Koalitionspartner aussehen,
wird man sehen. Das kann ich hier auch nicht kommentieren. Wenn es da
Überlegungen geben sollte, eine Neuregelung durchzuführen, dann wird man
genau diese Punkte, die Sie jetzt ansprechen, sicherlich auch in die
Überlegungen einbeziehen.

Zusatzfrage: Heißt das, Sie können nicht sagen, ob Sie die Sorge haben,
dass die Steuer wieder gestaltungsanfällig wird, wenn es für Zinsen und für
Dividenden unterschiedliche Regime gibt? Der frühere Minister Schäuble
hatte sich ja nicht zu einem gespaltenen Regime geäußert, sondern zu einem
generellen, oder er hat das nicht weiter qualifiziert. Dieses Faktum dieser
Spaltung ist ja jetzt also neu im Sondierungspapier.

Kolberg: Genau, und das ist ja genau der Punkt, den ich eben angesprochen
habe. Dann würde ich jetzt im Grunde anfangen, hier Überlegungen zu
kommentieren, die noch nicht Regierungspolitik sind. Ich kann hier aber nur
zu dem Stellung nehmen, was Regierungspolitik ist, und ich glaube, das
müssen wir noch ein bisschen abwarten.

Frage: Ich habe eine Frage an die Ministerien für Verkehr, Umwelt und
Wirtschaft. Es ist ja seit gestern bekannt, dass sich mehrere Bundesländer
einbringen, was eine zusätzliche Förderprämie für moderne Diesel-Fahrzeuge
angeht, und sie ins Gespräch bringen. Das hat ja gestern zum Beispiel Herr
Althusmann, der Wirtschaftsminister aus Niedersachsen, entsprechend
erklärt. Meine Frage wäre: sehen Sie dafür auch eine Notwendigkeit? Herr
Althusmann sagt nämlich, die drohenden Fahrverbote für diese Fahrzeuge
machten es notwendig, dass da kurzfristig und schnell etwas passiere.

Das Modell, das Niedersachsen entworfen hat, ist ja auch, dass so eine
Premiere jeweils hälftig vom Bund und von den Herstellern bezahlt werden
sollte. Ich wüsste gerne, wie die Häuser das sehen.

Langenbruch: Da kann ich für das Umweltministerium gerne einmal den Anfang
machen: Die Position von Bundesumweltministerin Hendricks ist ja bekannt,
nämlich dass sie dafür wirbt, dass die Automobilindustrie Bestandsfahrzeuge
nachrüsten muss. Das ist ihre Pflicht und ihre Aufgabe. Aus unserer Sicht
kann es weder aus ökologischen noch aus ökonomischen Gründen sinnvoll sein,
zwei Jahre alte Euro-Fahrzeuge vom Markt zu nehmen. Vielmehr fordert die
Ministerin schon seit Langem die schnellere Einführung von 
Euro-6d-Fahrzeugen, die nicht nur auf dem Prüfstand die Grenzwerte einhalten,
sondern auch in der Realität. Daher sollte die Automobilindustrie im
eigenen Interesse schnell diese Euro-6-Fahrzeuge auf den Markt bringen.

Das kann aus unserer Sicht auch nicht mithilfe von Steuergeldern passieren.
Die Automobilindustrie ist jetzt am Zug, und sie weiß ja auch schon lange,
dass es mit den RDE-Standards eben einen neuen Rahmen gibt. Deshalb sehen
wir nicht, dass der Steuerzahler dafür aufkommen muss. Das ist ein ganz
normales Verfahren. Aus unserer Sicht sollte eine staatliche Förderung nur
für besondere oder herausfordernde Innovationen, die über gesetzliche
Standards hinausgehen, erfolgen. Dies ist einfach ein ganz normaler
Standard, der jetzt erfüllt werden muss. Deshalb gilt, wie gesagt: Die
Automobilindustrie ist am Zug.

Frage: Frau Langenbruch, die Kanzlerin hat gestern Abend gesagt, dass sie
die Hardwarenachrüstung, für die Frau Hendricks eintritt, nicht für das
geeignete Mittel hält, weil sie bei Millionen Fahrzeugen nicht so schnell
passieren könne; das würde ja ein ganzes Stück dauern. Dennoch bleibt Frau
Hendricks dabei, dass sie die Hardwarenachrüstung von Dieseln anstrebt. Wie
will man da in den kommenden Tagen - das ist vielleicht Thema eines
Koalitionsvertrags - zu einer Lösung kommen?

Langenbruch: Die Ministerin hat ja gesagt, dass man das prüfen muss. Es
gibt ja nach dem Nationalen Forum Diesel aktuell mehrere Arbeitsgruppen,
die sich damit befassen und daran arbeiten. Dort wird auch die Nachrüstung
geprüft werden. Die Position der Ministerin steht, und das wird man jetzt
abwarten. Es wird ja auch noch einen zweiten Dieselgipfel geben, und dabei
wird das eben auch ein Thema sein.

Baron: Ich kann im Wesentlichen nichts ergänzen. Das war ja, wie gesagt,
Gegenstand des Nationalen Forums Diesel und der verschiedenen
Expertengruppen, aber gerade nicht der Expertengruppen, die unserem Haus
zugewiesen waren. Insofern liegt das nicht in unserer Zuständigkeit. Wir
hatten eher die Expertengruppen mit alternativen Kraftstoffen, alternativen
Antrieben, die in die Zukunft gerichtet sind. Natürlich ist die Förderung
von innovativer Mobilität ganz allgemein richtig. Aber diese Frage, die Sie
konkret ansprechen, liegt in der Zuständigkeit der anderen Ressorts.

Friedrich: Das Thema Expertengruppen würde ich jetzt auch gleich
aufgreifen. Das Thema der Hardwarenachrüstungen/Softwarenachrüstungen
beziehungsweise generell der Emissionsreduzierungen bei den Fahrzeugen, die
sich im Verkehr befinden, und auch bei den neuen Fahrzeugen ist ja Thema
der Expertengruppe 1, die sich nach dem Nationalen Forum Diesel gebildet
hatte. Diese Sitzungen der Expertengruppe sind noch nicht beendet. Da sind
ja auch wissenschaftliche Untersuchungen in Auftrag gegeben worden. Die
Ergebnisse dazu liegen auch nicht vor. Das heißt also, die Arbeit geht
weiter. Auch die Untersuchungen laufen noch. In diesem Sinne kann ich an
dieser Stelle noch nichts dazu beitragen, was die Expertengruppe dazu sagen
würde.

Abgesehen davon ist die Idee, die Sie angesprochen haben, ja eine Idee des
Landes Niedersachsen. Auch das sehe ich als ein Thema für die zukünftigen
Regierungspartner an. Das heißt also, die Koalitionäre werden sich
sicherlich noch damit befassen, ob das eine Möglichkeit ist. Das heißt, wir
befinden uns hier im Fluss, generell und grundsätzlich in einer weiteren
Diskussion über das Thema der Einhaltung von Grenzwerten und der Frage, wie
man die Luftreinhaltung verbessern kann. Auch das wurde hier ja gerade
angesprochen: Das weitere Vorgehen in Sachen Luftreinhaltung wird ja von
den Regierungspartnern beziehungsweise von der aktuellen Bundesregierung
auch noch einmal besprochen werden.

Frage : Frau Friedrich, die Kanzlerin hatte gestern ja auch davon
gesprochen, dass es da offenbar aus Brüssel ein Ultimatum bis nächsten
Freitag gebe, bis zu dem weitere Maßnahmen vorgelegt werden müssten. Können
Sie ganz kurz erläutern, was da eigentlich der Hintergrund ist? Was
passiert vor allen Dingen, wenn das Brüssel nicht zufrieden stellen würde?

Dann war ja auch die Rede davon, dass, um diese Brüsseler Vorgaben zu
erreichen, jetzt schnelle Lösungen in den Kommunen gefunden werden müssten,
zumindest für Taxis und Busse. Was genau verbirgt sich dahinter? Inwiefern
kann der Bund dabei eigentlich die Kommunen unterstützen?

Friedrich: Grundsätzlich würde ich jetzt zunächst erst einmal auf das
verweisen, was der Kollege vom Bundesumweltministerium am Mittwoch gesagt
hatte. Er hatte ja darauf verwiesen, dass es bereits diverse Schritte
gegeben hat, die eingeleitet worden sind - Programme, Förderrichtlinien,
Maßnahmen und Ähnliches. Ich verweise auf die Lotsenstelle, auf den
Sonderbeauftragten, der eingesetzt worden ist. Es gab die
Regionalveranstaltungen und Ähnliches, bei denen es auch Gespräche gab, die
sich eben auf diese Sachen beziehen. Es sind auch weitere Maßnahmen in
diesem Zusammenhang angekündigt worden.

Was jetzt das Verfahren angeht: Am Mittwoch, Dienstag oder Montag - ich bin
mir mit dem Datum jetzt nicht ganz sicher - hat das Gespräch zwischen Frau
Hendricks und Kommissar Vella stattgefunden. Es ist so, dass das weitere
Vorgehen, wie ich eben schon sagte, innerhalb der Bundesregierung noch
besprochen werden muss. Deshalb kann ich diesen Gesprächen jetzt auch nicht
vorgreifen und zu Inhalten auch nichts sagen.

Zusatzfrage: Aber können Sie noch einmal ganz kurz erläutern, wie denn so
schnelle Lösungen für Busse und Taxis aussehen könnten? Ich kann mir jetzt
nicht vorstellen, wie man es so schnell schafft, dass die geringere
Emissionen haben.

Friedrich: Ich kann verstehen, dass Sie natürlich ein großes Interesse
daran haben, jetzt Details zu klären. Aber, wie gesagt, ich kann Ihnen dazu
jetzt auch keine Details anbieten. Den Gesprächen kann ich nicht
vorgreifen.

StS Seibert: Das wird ja auch nicht so pauschal zu sagen sein; denn die
Städte, um die es jetzt geht, obwohl sich in allen Städten, die betroffen
sind, die Situation verbessert hat, liegen immer noch so weit von den
Grenzwerten entfernt, dass sie jetzt eben besonders im Fokus stehen. Diese
Städte sind ja in ganz unterschiedlichen Situationen. Dabei geht es eben,
wie die Kanzlerin gestern auch gesagt hat, darum, sehr individuelle, sehr
spezifische Lösungen mit jeder Stadt im Gespräch zu finden, herauszufinden
und auszuloten, ob man bis Ende kommender Woche - das ist ja die Erwartung
des europäischen Kommissars Vella - Brüssel eben noch zusätzliche
Informationen über schnell wirksame Maßnahmen geben kann. Das
Bundesverkehrsministerium hat ja einen mit diesem Prozess Beauftragten, der
jetzt genau darüber, also über die individuellen Möglichkeiten in einzelnen
Kommunen, mit diesen Städten sprechen wird, und zwar natürlich schnell,
weil die Frist bis Ende nächster Woche steht. Sie ist im Übrigen nicht nur
eine Frist an die Bundesregierung, sondern es wurden dort eben auch die
anderen - ich glaube, es waren acht - Mitgliedstaaten zum Gespräch
eingeladen.

Frage: Ich habe noch eine kurze Nachfrage an das BMUB; vielleicht stehe ich
auch gerade auf dem Schlauch. Sie haben gerade gesagt, es sei noch ein
weiterer Dieselgipfel geplant. Ist der schon terminiert, oder habe ich das
jetzt falsch verstanden?

Langenbruch: Es war ja angekündigt, dass es noch ein zweites Dieselforum
geben wird. Aufgrund der aktuellen politischen Lage hat sich das natürlich
nach hinten verschoben. Das Datum dafür steht noch nicht fest. Dazu wird
auch die Kanzlerin einladen.

Vielleicht kann ich noch ganz kurz etwas ergänzend sagen: Wir haben ja Ende
letzten Jahres das "Sofortprogramm Saubere Luft" verabschiedet. Das rollt
jetzt aus. Die Anträge wurden gestellt. Die Lotsen - das hatte mein Kollege
auch bereits am Mittwoch gesagt; es gab ja ein Programm mit Lotsen, und
darauf hatte auch die Kanzlerin hingewiesen - sind in den vergangenen
Wochen in die Städte, Kommunen und Gemeinden gegangen. Sie haben
Regionalveranstaltungen durchgeführt. Es ist jetzt sozusagen ein Prozess,
der zu laufen anfängt, dass Förderprogramme freigesetzt worden sind.
Insgesamt wird ja viel Geld in die Hand genommen, um vor Ort in den
betroffenen Kommunen eben für Verbesserungen zu sorgen.

Das wird auch alles noch einmal extra auf einer Internetseite dargestellt;
dort können Sie das noch einmal nachlesen. Das Geld kommt von verschiedenen
Häusern. Das Umweltministerium gibt etwas, das Verkehrsministerium auch.
Das können Sie dann alles noch einmal genau nachlesen. Aber das ist jetzt
ein Prozess, der ankommt, und wir müssen natürlich abwarten, inwieweit das
trägt.

Das UBA hat ja gestern auch Daten veröffentlicht, die zeigen, dass es schon
nach unten geht. Aber unser Ziel ist natürlich und muss es auch sein, dass
in keiner Kommune in Deutschland mehr die Grenzwerte überschritten werden,
und das ist momentan natürlich noch der Fall. Aber das läuft, und wir haben
schon Tempo aufgenommen.

StS Seibert: Nur um das zu ergänzen: Es sind sowohl ein weiteres Nationales
Forum Diesel als auch ein weiterer Kommunalgipfel geplant.

Zusatzfrage: Aber das ist beides noch nicht terminiert. Ist das richtig?

StS Seibert: Nein, wir sind an der Arbeit an einer Regierung.

Frage: Frau Langenbruch, hat denn der EU-Kommissar am Dienstag seine
Meinung dazu gesagt, ob er glaubt, dass Fahrverbote noch verhindert werden
können?

Meine zweite Frage wäre, ob die Autoindustrie schon ihren Anteil am
Sofortprogramm überwiesen hat.

Langenbruch: Bezüglich der Autoindustrie würde ich zuständigkeitshalber
gerne an das Verkehrsministerium verweisen.

Der Termin war so, dass die acht Mitgliedstaaten gekommen sind und gesagt
haben, was gelaufen ist. Daraufhin hat die Ministerin auch das
Maßnahmenpaket, das schon angelaufen ist, dargestellt. Danach hat der
Kommissar gesagt, wenn ich das richtig in Erinnerung habe - den Wortlaut
müssten Sie sich aber bei der EU-Kommission noch einmal genau anschauen -,
dass er natürlich ein Fragezeichen mache, wenn es darum geht, ob das
reicht.

Die EU-Kommission wird jetzt prüfen, ob sie Klage erhebt. Das wird Anfang
nächster Woche der Fall sein. Dann werden wir schauen, wo wir stehen.

Aber wir als Vertreter der Bundesregierung und federführendes Ressort haben
ganz klar gesagt, dass schon viel angestoßen wurde, dass aber auch noch ein
ganz schönes Stück Arbeit wartet und dass die Automobilindustrie natürlich
ihren Beitrag dazu leisten muss.

Friedrich: Zum Beitrag der Automobilindustrie würde ich auch gern noch
etwas sagen. Die deutschen Hersteller haben natürlich bestätigt, dass sie
sich am Mobilitätsfonds beziehungsweise am Sofortprogramm mit einem
entsprechenden finanziellen Beitrag beteiligen werden. Im Moment finden
noch Gespräche statt, es gibt also einen intensiven Austausch mit den
Herstellern. Zu einzelnen Details, wann welche Überweisung gekommen ist,
kann ich jetzt leider nichts sagen, weil mir persönlich nicht bekannt ist,
wann die Überweisungen eintreffen oder eingetroffen sind.

Zusatzfrage: Wenn ich mich recht entsinne, gab es in der Vergangenheit eine
Lücke. Versprochen waren 250 Millionen Euro. Dann hieß es, man habe
vielleicht 180 Millionen Euro zusammen. Hat man jetzt die Zusage über die
volle Summe in Höhe von 250 Millionen Euro?

Friedrich: Es finden, wie gesagt, immer noch intensive Gespräche statt.
Denen kann ich nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Hat man die Summe also noch nicht zusammen?

Friedrich: Ich kann Ihnen jetzt weder in die eine Richtung noch in die
andere Richtung etwas dazu sagen.

Zusatzfrage: Könnten Sie das recherchieren und uns vielleicht schicken?

Friedrich: Wir können uns bemühen, etwas zu schicken, aber es finden, wie
gesagt, noch Gespräche statt. Das gilt es jetzt abzuwarten. Das heißt, ich
muss an dieser Stelle wirklich passen. Ich kann leider nichts ergänzen.

Frage: Vielleicht können Sie uns aber eine Idee davon geben, worum es in
diesen Gesprächen geht. Denn 250 Millionen Euro sind ja eine relativ klare
Sache.

Friedrich: Wie ich eben sagte, haben die deutschen Hersteller bestätigt,
dass sie sich beteiligen werden. Die Reduzierung von Emissionsbelastungen
ist ja eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Darüber sind sich alle im
Klaren. Es finden, wie gesagt, noch Gespräche statt. Ich kann und werde
jetzt nichts weiter ergänzen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Breul; ich weiß, Sie haben sie schon
sehr oft beantwortet. Mich würde dennoch der aktuelle Stand des
Wiederaufbaus der deutschen Botschaft in Kabul interessieren und auch, ob
Sie einen ganz groben Zeitplan nennen können, wann der aktualisierte
Lagebericht zu Afghanistan vorgelegt werden kann. - Danke.

Breul: Ich muss Sie leider doppelt enttäuschen. Gerade was den Wiederaufbau
der Botschaft in Kabul betrifft, möchte ich ein wenig um Verständnis dafür
werben, dass wir allein schon aus Sicherheitsgründen keine Zwischenstände
geben können, in welchem Bauabschnitt sich die Botschaft befinden könnte
usw. Es ist für uns ein Schwerpunktthema. Wir sind mit Hochdruck daran.
Aber ich kann Ihnen noch nichts Konkretes dazu sagen.

Das Gleiche gilt für den Asyllagebericht. Das hängt natürlich auch mit der
Funktionalität der Botschaft zusammen. Es gibt noch kein Datum, das ich
Ihnen berichten könnte.

Zusatzfrage: Steht also nach wie vor noch nicht fest, wann die Botschaft
wieder arbeiten kann?

Breul: Die Botschaft arbeitet ja, allerdings sehr eingeschränkt. Sie ist
zurzeit und temporär in anderen Örtlichkeiten untergekommen. Wir arbeiten
mit Hochdruck daran, die Arbeitsfähigkeit der Botschaft zu erhöhen. Das
kann auch geschehen, bevor ein endgültig fertiggestelltes Gebäude zur
Verfügung steht. Aber dazu möchte ich Ihnen, auch ein bisschen aus
Sicherheitsgründen, keinen Zwischenstand geben.

Frage: Herr Seibert, Sie hatten sich am Montag kritisch zu den
Bonuszahlungen der Deutschen Bank geäußert. Der Deutsche-Bank-Chef hat sie
heute als einmalige Halteprämie gerechtfertigt. Tut das Ihrer Kritik
Genüge? Sind Sie jetzt zufrieden, oder finden Sie es immer noch nicht
angemessen?

StS Seibert: Ehrlich gesagt, ist Ihre Erinnerung an das, was ich am Montag
gesagt habe, nicht völlig richtig. Ich habe zunächst gesagt, dass es keine
Staatsbeteiligung an der Deutschen Bank gibt. Das ist, denke ich, eine
wichtige Vorbemerkung. Zweitens habe ich gesagt, dass eine
Unternehmensführung, auch die Unternehmensführung einer großen deutschen
Bank, natürlich immer darauf achten muss, wie ihre Entscheidungen in der
Öffentlichkeit ankommen, beziehungsweise dass sie immer eine gute
Argumentation für die Öffentlichkeit haben muss. Das waren meine
Bemerkungen am Montag. Darüber möchte ich auch heute nicht hinausgehen.

Im Übrigen geht man davon aus, dass alle solche Entscheidungen natürlich
den Corporate-Governance-Regeln entsprechen.

Dimroth (zur EU-Flüchtlingspolitik): Offen geblieben war noch die Antwort
auf die Frage nach der Zahl der Aufnahmen in Umsetzung der 
Relocation-Programme zugunsten der Mitgliedsstaaten Griechenland und Italien.
Deutschland hat im vergangenen Jahr im Vergleich zu den anderen
Mitgliedsstaaten mit Abstand die größte Zahl von Menschen aufgenommen. Für
das abgelaufene Jahr waren es etwas weniger als zehntausend.

Zuruf: Können Sie das mit Blick auf Monate sagen?

Dimroth: Das könnte man durch zwölf teilen. Im Jahresmittel kommt das ja
auf ungefähr tausend heraus, jedenfalls knapp. Monatszahlen habe ich jetzt
nicht. Ich kann gern schauen, ob ich sie im BMI habe.

Frage : Ich habe noch eine Frage zum Dieselthema an das
Verkehrsministerium. Ursprünglich war es ja die Absicht der deutschen
Autokonzerne, in den Fonds einzuzahlen. Ist diese Frage jetzt eigentlich
geklärt? Sie hatten ja relativ lange nicht gezahlt.

Friedrich: Ich denke, das sind die Fragen, die wir eben schon hatten. Aber
ich vermute, dass Sie gerade die "Spiegel"-Vorabnachricht oder Ähnliches
gesehen haben. Meine Kollegen haben mir sozusagen von zu Hause schon
mitgeteilt, dass wir uns gleich dazu äußern werden. Ich bitte also, noch
einen Moment zu warten.

Vorsitzender Detjen: Sie sind natürlich eingeladen, diese Äußerung an
dieser Stelle zu tun.

Friedrich: Sie liegt mir leider noch nicht vor, sonst würde ich das tun.

Zuruf: Ich habe nicht verstanden, wo Sie sich jetzt dazu äußern!

Friedrich: Ich gehe davon aus, dass das in Form einer E-Mail passieren
wird. Ein Pressestatement ist nicht geplant.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesfinanzministerium zu den Folgen der
US-Steuerreform. Der Bundesfinanzminister hatte in einem Scheiben zusammen
mit vier weiteren europäischen Kollegen seine Bedenken und Sorgen für die
Folgen der europäischen Firmen und auch der Regelhaftigkeit in
internationalen Abkommen adressiert. Der amerikanische Finanzminister hat
den Europäern nun geantwortet. Können Sie sagen, wie Sie dieses Schreiben
bewerten?

Falls Sie das positiv bewerten - in der Berichterstattung, die es dazu gab,
hatte das einen positiven Swing -, was macht Sie sicher, dass das keine
Lippenbekenntnisse sind? Wie geht es überhaupt weiter? Es müssen ja jetzt
weitere Schritte erfolgen.

Kolberg: Vielen Danke für die Frage. - Grundsätzlich äußern wir uns ja
nicht zu Inhalten von Briefen, die der Minister anderen schreibt oder
selbst erhält.

Wir können uns natürlich generell dazu äußern; über das Thema haben wir
hier in der Pressekonferenz ja schon einige Male gesprochen. Wir sind mit
den USA und auch mit den anderen internationalen Partnern in einem engen
Austausch über diese Fragen. Dabei geht es um technische Einzelheiten zur
US-Steuerreform, aber auch natürlich um die Auswirkungen auf andere Länder
und die Vereinbarkeit mit den internationalen Besteuerungsprinzipien.

Zu diesen Fragen sind wir mit unseren internationalen Partnern und
ebenfalls insbesondere mit den zuständigen internationalen Organisationen
im Gespräch. Wir haben, glaube ich, bereits hier in der Pressekonferenz
darauf hingewiesen, dass wir es begrüßen, dass die USA auf einen
weitgehenden Wechsel des Besteuerungsregimes, diese sogenannte Border
Adjustment Tax, verzichtet haben. Gleichwohl enthält die Reform, die
verabschiedet wurde, einige kritische Punkte. Wir haben hier die Interessen
des deutschen Wirtschaftsstandortes und die Wahrung der internationalen
Besteuerungsgrundsätze im Blick.

Die Frage der Vereinbarkeit mit den WTO-Regeln muss von der EU beantwortet
werden. Minister Altmaier hatte ja in der Pressekonferenz in Brüssel darauf
hingewiesen, dass er zusammen mit seinen Kollegen die Europäische
Kommission gebeten hat - und zwar schon im letzten Jahr -, eine Prüfung
vorzunehmen. Die Vereinbarkeit mit den BEPS-Empfehlungen von OECD und G20
wird ebenfalls von den zuständigen Gremien geprüft.

Das ist sozusagen der Stand, den ich jetzt hier verkünden kann.

Zusatzfrage: Dazu, wie Sie diese Replik dazu einschätzen, wollen Sie sich
nicht äußern?

Kolberg: Ich habe ja gesagt, wir sind im Austausch. Wir sehen kritische
Punkte. Im Moment laufen die Prüfungen zu genau diesen Fragen, unter
anderem auf Bitten der europäischen Finanzminister bei der EU und auch bei
der OECD.

Zusatzfrage: Darf ich noch einmal anders fragen: Können die deutschen und
die europäischen Unternehmen denn jetzt darauf hoffen, dass sie nicht
doppelt besteuert werden? Die Border Adjustment Tax ist nicht gekommen.
Aber es ist ja eine andere Steuer gekommen, die eine Mindestbesteuerung für
Tochtergesellschaften europäischer Konzerne oder ausländischer Konzerne aus
USA-Sicht vorsieht, und die Gewinne werden gleichwohl im Heimatland noch
einmal voll besteuert. Müssen sie jetzt weiterhin mit einer
Doppelbesteuerung rechnen, oder können sie sich Hoffnungen machen, dass
sich das wirklich beseitigen lässt?

Kolberg: Sie sprechen die Frage der Doppelbesteuerung an. Zur Vereinbarkeit
mit dem deutsch-amerikanischen Doppelbesteuerungsabkommen kann ich hier
noch keine abschließenden Aussagen machen. Auch das wird zu prüfen sein,
wie auch die anderen Fragen, die ich eben schon angesprochen habe.

Freitag, 2. Februar 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 2. Februar 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/02/2018-02-02-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SICHERHEIT/466: SPD warnt vor neuer atomarer Aufrüstungsspirale


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Februar 2018

SPD warnt vor neuer atomarer Aufrüstungsspirale

Wolfgang Hellmich, Mitglied des Verteidigungsausschusses:



Angesichts der jüngsten Meldungen über neue, kleinere und U-Boot gestützte
Atomwaffen der USA warnt die SPD vor einem neuen atomaren Rüstungswettlauf.
Offensichtlich ist diese Entscheidung als Antwort auf den im Zuge der
russischen Übung Zapad erstmalig mitgeübten Einsatz von Atomwaffen zu
verstehen.

"Wir sehen hier die Gefahr, dass die Einsatzschwelle für Atomwaffen
erheblich gesenkt werden könnte. Dies ist der falsche Weg, da er den Beginn
eines erneuten atomaren Rüstens bedeuten könnte.

Wir setzen auf eine strikte Einhaltung und wirksame Kontrolle des
INF-Vertrages. Notwendig ist eine europäische Initiative zur atomaren
Abrüstung zu starten. Nur Abrüstungsgespräche und -verträge mit Russland,
die auch alle taktischen atomaren Waffensysteme umfassen, führen dazu, dass
eine neue atomare Abrüstungsspirale in Gang gesetzt wird. Und gerade dies
muss auch aus europäischem Interesse das Ziel sein."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 21 vom 3. Februar 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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VORTRAG/2231: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 6. bis 8. Februar 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 6. Kalenderwoche



Liebe Freunde der Hellen Panke,

wir möchten Sie schon jetzt auf eine Programmänderung hinweisen im Februar.
Im Seniorenklub haben zwei Refererenten ihren Vortragstermin getauscht und
so hören Sie Christa Luft am 27.2. und Egon Krenz am 20.2. In einem Monat
findet am Samstag, den 3.3. im Münzenbergsaal das inzwischen 14.
Hermann-Henselmann-Kolloquium mit unserer Unterstützung zum Thema 100 JAHRE
GROSS-BERLIN: (3) Die Grünfrage - Entwicklungsfaktoren der Grossstadtregion
statt, zu dem wir Sie ausdrücklich einladen wollen. Am Samstag, den
7.4.2018 begeben wir uns auf unserer ersten Bus-Exkuriosn in diesem Jahr
auf die Spuren von Karl Marx und der Drucklegung des Kapital nach Hamburg.
Zum Kolloquium und der eintägigen Bustour können Sie sich schon jetzt
anmelden. Das reicht für heute an Vorankündigungen, nachfolgend finden Sie
unser Programm in der nahen Zukunft der nächsten Woche.


DIE, 6.2.2018, 10 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Geostrategie und Freihandelsabkommen

Referent: Uwe Hiksch (Mitglied im Bundesvorstand der NaturFreunde
Deutschlands)

Moderation: Christian Beyer

Eintritt: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


MI, 7.2.2018, 19 Uhr



Philosophische Gespräche

Die Klasse. Begriff und Gebrauch in der Gesellschaftskritik vor, bei und
nach Marx

Referent: Dr. Frank Engster

Eintritt: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


DO, 8.2.2018, 18 Uhr



Vernissage in der Galerie

Der Linie zugetan: Grafik von Stefan Holtz und Hans Straßberg

Laudatio: Helmut Müller

Musik: Silke Eberhard (sax.) 

Die Ausstellung ist zu sehen bis zum 13. April 2018.

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


HELLE PANKE AUF SOUNDCLOUD




Zu vielen unserer Veranstaltungen entstehen Heftpublikationen. Jedes
dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand) über die Homepage
bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher erschienenen Hefte und ein
AutorInnenverzeichnis finden Sie auch auf der Internetseite der Hellen
Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche Antiquariat der Hellen Panke
einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

Ende Spaltenform


[1] Link zum Audiomitschnitt der Veranstaltung zur Wohnungsfrage in
Berlin: 

https://www.helle-panke.de/article/1372.katrin-lompscher-andrej-holm-julian-benz-carola-handwerg-wohnungsfrage-in-berlin.html

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06466: Vorsicht vor Zauberkünstlern (SB)


Zauberkünstler leben davon, daß sie die Trägheit des Auges zur Basis
ihrer Tricks machen. Ihr Erfolg ist nicht von der Hand zu weisen, denn
obgleich ein jeder genau weiß, daß er hinters Augen-Licht geführt
wird, sind nur die wenigsten, zumeist geschulte Kenner der Materie,
imstande, den kleinen Betrug zu durchschauen. Daß es auch im
Schachspiel Fälle von Sinnesvernebelung und Ausnutzung der Trägheit
gibt, beweist die Partie zwischen dem Indonesier Ardiansjah und dem
Schweizer Gereben aus der Schacholympiade von 1970 in Siegen. Der
Indonesier stand voll und ganz auf Verlust, ohne die geringste Spur
einer Chance auf ein Remis. Da besann er sich plötzlich auf ein
letztes Hilfsmittel, nicht ganz fair, nicht ganz integer, aber der
Erfolg, so sagt man zumindest, gäbe selbst dem Schurken recht. Also
zog Ardiansjah plötzlich seine Dame auf ein ungedecktes Feld, bot
lauthals Schach, schlug mit dem gegnerischen König die schachbietende
Figur und rief im Brustton der Überzeugung aus: "Patt!" Um seinem
Kontrahenten keine Pause und Gelegenheit zu geben, den Trick als
solchen zu erkennen, hob er seine Hand über das Brett und Gereben,
völlig überrascht und nicht weniger überrumpelt, schlug zum Remis ein.
Lange noch saß er vor dem Brett und versuchte dahinterzukommen, wie er
sich hatte bluffen lassen können, denn die Stellung war alles andere
als Patt. Im heutigen Rätsel der Sphinx konnte Schachfreund Zastrow,
selbst wenn er gewollt hätte, auf dergleichen Manöver nicht
zurückgreifen, denn Fernpartien schützen den anderen vor Zaubertricks.
Also, Wanderer, Zastrow gab die Partie mit dem nächsten Zug seines
Kontrahenten Hechler auf. Die weiße Stellung hielt dem Angriff nicht
länger stand.






[image: SCHACH-SPHINX/06466: Vorsicht vor Zauberkünstlern (SB)]



Zastrow - Hechler

Fernpartie 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die weißen Angriffschancen waren nach 1.Dg3-b8 nicht zu unterschätzen,
und hätte sich Meister Drejew ans Material geklammert, gut möglich,
daß er untergegangen wäre. So allerdings fand er mit 1...Ke8-f7!
2.Db8xc8 Dc5-d5! das rechte Mittel, um der weißen Partie den Garaus zu
machen: 3.Dc8xb7+ Sc6-e7 und nun hätte Drejew nach dem erzwungenen
Damentausch ein leicht zu gewinnendes Endspiel gehabt. Die
Zeitüberschreitung seines Kontrahenten Zeschkowski verkürzte jedoch
den Siegesweg.



Erstveröffentlichung am 9. Februar 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2229: Supermittelgewicht - Schweigen im Walde ... (SB)




Gilberto Ramirez reißt gegen Habib Ahmed keine Bäume aus

Gilberto Ramirez hat den WBO-Titel im Supermittelgewicht erfolgreich
verteidigt und sogar vorzeitig gegen Habib Ahmed gewonnen, dabei aber
nach allgemeiner Einschätzung nicht gerade Bäume ausgerissen. Das
Publikum im texanischen Corpus Christi verfolgte den Auftritt
weitgehend schweigend, was zweifellos ein schlechtes Zeichen war, da
sicher zahlreiche Landsleute des Mexikaners anwesend waren, die für
gewöhnlich ihren Favoriten stimmgewaltig anfeuern. Hinterher setzte es
dann böse Schelte in den sozialen Medien, da man von dem haushohen
Favoriten schlichtweg mehr erwartet hatte. Zudem war der Champion an
Größe und Gewicht derart überlegen, daß der Kampf von vornherein allzu
ungleich anmutete. Top Rank hatte mit der Auswahl eines schwachen
Herausforderers derart danebengegriffen, daß der vielbeschworene
Aufstieg des Weltmeisters zum überragenden Akteur seiner
Gewichtsklasse langsam aber sicher absurd anmutet.

Der 26jährige Ramirez, der nun in 37 Kämpfen ungeschlagen ist, hatte
den Titel vor zwei Jahren durch einen souveränen Auftritt gegen den
auf ganzer Linie enttäuschenden Arthur Abraham gewonnen. Danach setzte
er sich gegen Max Bursak, Jesse Hart und nun Habib Ahmed durch, wobei
es am 22. September 2017 gegen Hart ziemlich eng verlief. Von
hochklassigen Herausforderern und einer Konfrontation mit den
gefährlichsten Rivalen, um die Frage der Vorherrschaft offensiv
anzugehen und zu klären, kann eher nicht die Rede sein. Promoter Bob
Arum hält auf seine alten Tage den Besitz zusammen und geht allenfalls
dann ein Risiko ein, wenn er sich davon einen absehbaren Vorteil
verspricht.

Der aus Ghana stammende Habib Ahmed hatte 22 Kämpfe gewonnen und stand
an Nummer vier der WBO-Rangliste, so daß er nach formalen Kriterien
durchaus ein ansehnlicher Gegner zu sein schien. Er war jedoch bei
seinem ersten ersten Auftritt in den USA schlichtweg überfordert und
suchte sein Heil in beständiger Flucht, was ihm dank seiner
Beweglichkeit geraume Zeit sogar sehr erfolgreich gelang. Ramirez
schlug jede Menge Löcher in die Luft und konnte den Herausforderer
zunächst nicht stellen, der überdies aufgrund seiner unorthodoxen
Bewegungen ein unangenehmer Gegner war. So trug der Mexikaner durch
einen Zusammenstoß mit den Köpfen in der dritten Runde eine Rißwunde
über dem linken Auge davon, was ebenfalls nicht dazu beitrug, ihn
souverän und überlegen aussehen zu lassen.

Ahmed hatte zwar keinerlei Aussichten, den Kampf zu gewinnen, da seine
Schlagwirkung zu gering war, um womöglich einen Glückstreffer zu
landen und den Mexikaner auf die Bretter zu schicken. Dennoch machte
er fünf Runden lang seine Sache gut und ließ sich nicht in die Enge
treiben. Was ihn jedoch auf die Dauer beeinträchtigte, waren
Körpertreffer, denen er sich weit weniger entziehen konnte als
Schlägen zum Kopf. In der sechsten Runde war es schließlich soweit:
Ramirez stellte den Herausforderer an den Seilen, wo er ihn mit Haken,
Uppercuts und Schlägen zum Körper traktierte. Schließlich hatte
Ringrichter Lawrence Cole genug gesehen und brach den Kampf nach 2:31
Minuten des Durchgangs ab. [1]

Für gewöhnlich gelingt es Gilberto Ramirez nicht, seine Kämpfe
vorzeitig zu gewinnen, und so lag sein letzter derartiger Erfolg im
Jahr 2014 bereits fünf Auftritte zurück. Der Mexikaner hatte vor
seiner Titelverteidigung in Corpus Christi angekündigt, er wolle
diesmal durch K.o. gewinnen, um ein Zeichen zu setzen. Wie er nach
getaner Tat erklärte, sei das wirklich wichtig gewesen. Man habe genau
dafür trainiert und die Vorbereitung erfolgreich umgesetzt. Dies sei
seine Nacht, denn er habe den Gürtel behalten. [2]

Da überhaupt nicht abzusehen ist, wie Ramirez sich im
Supermittelgewicht durchsetzen will, wenn er lediglich nach Punkten
gewinnen kann, ist seine Erleichterung verständlich. Wie man
allerdings anmerken muß, war Habib Ahmed kein sonderlich harter
Prüfstein, weshalb sich die Bedeutung des relativ frühen Endes in
Grenzen hält. Jedenfalls hat der Weltmeister seine weiße Weste
behalten und möchte eigenen Angaben zufolge am liebsten den Sieger der
World Boxing Super Series herausfordern. Dieses spektakuläre Turnier
geht derzeit im Cruisergewicht und Supermittelgewicht über die Bühne,
wobei im Limit des Mexikaners noch die Halbfinalkämpfe ausstehen.

Am 17. Februar trifft der Weltmeister George Groves auf seinen
britischen Rivalen Chris Eubank jun. und am 24. Februar bekommt es der
ehemalige Champion Jürgen Brähmer aus Schwerin mit dem Engländer
Callum Smith zu tun. Die Sieger werden dann im Mai oder Juni das
Finale austragen, so daß sich Ramirez schon bis zum Herbst gedulden
müßte, um sich mit dem Turniersieger zu messen. Ob sein Promoter Bob
Arum willens und in der Lage wäre, ihm diesen Kampf zu verschaffen,
ist zwar ungewiß. Es kann aber bekanntlich nie schaden, sein Licht
nicht unter den Scheffel zu stellen, und so verkündet Ramirez
euphorisch, er sei bereit, gegen jeden anderen Weltmeister anzutreten,
wo immer der Gegner das wünsche. Es sei für jeden bereit und wolle
gegen die Allerbesten kämpfen, um nicht nur an die Spitze des
Supermittelgewichts aufzusteigen, sondern der beste Boxer aller
Gewichtsklassen zu werden. An dieser Stelle erübrigt sich denn doch
jeglicher weitere Kommentar.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/02/gilberto-ramirez-vs-habib-ahmed-results/#more-255675

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/22313439/gilberto-zurdo-ramirez-defeats-habib-ahmed-tko-retain-super-middleweight-title
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